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169. Sitzung 

Bonn, den 14. Mai 1975 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Ich habe zunächst die Freude, Ihnen mitzuteilen, 
daß am 26. April dieses Jahres der Herr Abgeord-
nete Prof, Dr. Möller seinen 72. Geburtstag gefeiert 
hat. Ich gratuliere ihm nachträglich noch einmal hier 
im Namen des Hauses. 

(Beifall) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
Punkt 24 der Tagesordnung — Vorschlag der EG-
Kommission betreffend die weitere Entwicklung der 
gemeinsamen Verkehrspolitik — abgesetzt sowie 
die erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Vierten Gesetzes über 
die Erhöhung von Dienst- und Versorgungsbezügen 
in Bund und Ländern (Viertes Bundesbesoldungser-
höhungsgesetz) — Drucksache 7/3611 — auf die 
Tagesordnung gesetzt werden. 

Ist das Haus damit einverstanden? — Ich höre 
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, es liegt Ihnen dann 
noch eine Liste von Vorlagen vor, die keiner Be-
schlußfassung bedürfen und die gemäß § 76 Abs. 2 
der Geschäftsordnung den zuständigen Ausschüssen 
überwiesen werden sollen. Erhebt sich gegen die 
vorgeschlagenen Überweisungen Widerspruch? — 
Das ist nicht der Fall; es ist so beschlossen. 

Betr.: Bericht der Bundesregierung nach § 238 des Arbeits

-

förderungsgesetzes (Winterbau-Bericht 1974) 

Bezug: Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
12. April 1972 

— Drucksache 7/3508 — 

zuständig: Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federfüh-
rend), Ausschuß für Wirtschaft 

Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments über die 
Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (KSZE) 

— Drucksache 7/3542 — 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Betr.: Überplanmäßige Ausgaben bei Kap. 60 02 Tit. 686 02 
— Humanitäre Hilfsmaßnahmen für die Länder des 
ehemaligen Indochina — 

Bezug: § 37 Abs. 4 BHO 

— Drucksache 7/3607 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 25. April 1975 den 
nachfolgenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Gesetz zur Änderung des Saatgutverkehrsgesetzes 

Gesetz zu dem Obereinkommen vom 18. November 1974 
über ein Internationales Energieprogramm 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Kosten der 
Zwangsvollstreckung nach der Reichsabgabenordnung 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
29. April 1975 im Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Miltner, 
Freiherr von Fircks, Franke (Osnabrück), Berger, Dr. Altham-
mer, Gerlach (Obernau), Gerster (Mainz), Entrup, Biechele, 
Spranger und Genossen 	betr. Verwendung des beurlaubten 
Präsidenten der Bundesanstalt für Bodenforschung, Prof. E. Ma-
chens — Drucksache 7,3492 — beantwortet. Sein Schreiben ist 
als Drucksache 7/3586 verteilt. 

Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 
30. April 1975 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Bremer, 
Eilers (Wilhelmshaven) und Genossen betr. Aufbau eines 
juristischen Informationssystems — Drucksache 7/3513 — beant-
wortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/3594 verteilt. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat mit Schreiben vom 28. April 1975 im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, der Fi-
nanzen, für Wirtschaft, für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und dem Bundesminister für Verkehr und für das Post-
und Fernmeldewesen die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Müller (Remscheid), Dr. Blüm, Breidbach, Dr. Hammans, Prinz 
zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Vogt, Zink, Ziegler, von Bok-
kelberg, Geisenhofer, Frau Pieser, Schmitz (Baesweiler) und 
Genossen betr. gesundheitsschädliche Auswirkungen des Zi-
garettenrauchens - Drucksache 7/2921 — beantwortet. Sein 
Schreiben ist als Drucksache 7/3597 verteilt. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
6. Mai 1975 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Hauser (Kre-
feld), Lampersbach, Schmidhuber, Kunz (Berlin), Dr. Becker 
(Mönchengladbach), Engelsberger, Dr. Jobst, Pohlmann, Dr. Un-
land, Rollmann, Sick, Schedl, Tillmann, Schmitz (Baesweiler), 
Biehle, Niegel, Schröder (Lüneburg), Frau Pieser, Dr. Franz, 
Bremer und Genossen betr. Untersuchung der Prognos AG 

Drucksache 7/3511 — beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache 7/3600 verteilt. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
6. Mai 1975 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Wohlrabe, 
Lenzer, Amrehn, Frau Berger (Berlin), Kunz (Berlin), Frau 
Pieser, Straßmeir und der Fraktion der CDU/CSU betr. Energie-
versorgung von Berlin (West) — Drucksache 7/3493 — beant-
wortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/3603 verteilt. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 30. April 1975 die Kleine Anfrage der Abge-
ordneten Pfeifer, Dr. Wörner, Dr. Jenninger, Dr. Stavenhagen, 
Dr. Schäuble, Burger, Dr. Prassler, Dr. Evers, Werner, Biechele 
und der Fraktion der CDU/CSU betr. Äußerungen des Parla-
mentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff zum Bau eines Kern-
kraftwerkes in Wyhl — Drucksache 7/3382 — beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache 7/3606 verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 
7. Mai 1975 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Milz, Vehar, 
Dr. Jobst, Straßmeir, Dreyer, Sick, Dr. Freiherr Spies von 
Büllesheim und Genossen betr. Zugang zum Beruf des Zoll-
spediteurs — Drucksache 7/3560 — beantwortet. Sein Schrei-
ben ist als Drucksache 7/3612 verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 
6. Mai 1975 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Schröder 
(Lüneburg), Höcherl, Dr. Müller-Hermann, Leicht, Dr. Narjes, 
Dr. Althammer, Dr. Zeitel, Niegel, Biehle, Gerlach (Obernau), 
Dr. von Bismarck und der Fraktion der CDU/CSU betr. kon-
junkturpolitische Wirkung der 7,5prozentigen Investitionszu-
lage — Drucksache 7/3557 — beantwortet. Sein Schreiben ist 
als Drucksache 7/3613 verteilt. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 

29. April 1975 die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Entwicklung der Besoldungs-, Vergütungs- und Versor-
gungsausgaben im öffentlichen Dienst — Drucksache 71955 — 
beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 71598 verteilt. 

Der Bundesminister für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen hat mit Schreiben vom 9. Mai 1975 die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Sick, Dreyer, Möller (Lübeck), Baron 
von Wrangel, Straßmeir, Eigen, Frau Tübler, Bremer, von 
Hassel, Nordlohne, Lagershausen, Ey und Genossen betr. Elbe-
Lübeck-Kanal — Drucksache 7/3514 — beantwortet. Sein Schrei-
ben wird als Drucksache 7'3618 verteilt. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
13. Mai 1975 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Susset, Dr. 
Wörner, Dr. Jenninger, Dr. Miltner, Baier, Wawrzik, Burger. 
Sauter (Epfendorf), Dr. Stavenhagen und Genossen betr. Mas-
senentlassungen bei der AUDI-NSU-AG im Werksbereich 
Neckarsulm — Drucksache 7/3477 — beantwortet. Sein Schreiben 
wird als Drucksache 7/3622 verteilt. 

Ich rufe Punkt 1 unserer heutigen Tagesordnung 
auf: 

Fragestunde 

— Drucksachen 7/3602, 7/3620 — 

Der Ältestenrat hat vorgeschlagen, daß wir auch 
in dieser Woche zwei Fragestunden abweichend von 
den Richtlinien für die Fragestunde mit einer jewei-
ligen Dauer von 90 Minuten durchführen. Gemäß 
§ 127 unserer Geschäftsordnung muß diese Abwei-
chung von der Geschäftsordnung beschlossen wer-
den. Erhebt sich Widerspruch? — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch; dann ist so beschlossen. 

Damit treten wir in die Fragestunde ein. Für die 
heutige Fragestunde liegen zwei dringliche Fragen 
von dem Herrn Abgeordneten Dr. Hammans aus 
dem Geschäftsbereich des Bundesministers der Ver-
teidigung auf Drucksache 7/3620 vor. Zur Beantwor-
tung steht der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
Schmidt zur Verfügung. Ich rufe die erste dringliche 
Frage des Herrn Abgeordneten Dr. Hammans auf: 

Was ist der Bundesregierung über den Diebstahl von mit 
Giftgas gefüllten Behältern aus einem Bundeswehrdepot be-
kannt? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege Dr. Hammans, 
ich darf zunächst darauf hinweisen, daß der Dieb-
stahl nicht aus einem Bundeswehrdepot erfolgte, 
sondern aus einem eingezäunten Bereich der Kampf-
stoffvernichtungsanlage auf dem Truppenübungs-
platz Munster-Nord. Gestohlen wurden 51 Liter-
flaschen LOST englicher Fertigung. 

Der Zeitpunkt des Diebstahls konnte nicht exakt 
festgestellt werden. Wahrscheinlich geschah der 
Diebstahl am Wochenende des 26./27. April 1975. 
Ein Hinweis auf die Täter liegt bisher nicht vor. 

Wenn Sie wollen, verehrter Herr Kollege, kann 
ich Ihre zweite Frage gleich mit beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter, wollen Sie erst Zusatzfragen stellen? 
— Herr Staatssekretär, der Herr Kollege möchte 
erst seine beiden Zusatzfragen stellen. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
teilen Sie nicht meine Meinung, daß gerade im Hin-
blick auf die bekannte Tatsache, daß die Baader-
Meinhof-Bande einen solchen Diebstahl früher schon 
einmal geplant hat, eine solche Lagerung dieses 
hochgefährlichen Giftes in einer zu wenig bewachten 

Situation eine außerordentliche Gefahr für die Si-
cherheit darstellt? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Dr. Hammans, zunächst 
einmal ist bisher noch nicht festgestellt, wer diesen 
Diebstahl durchgeführt hat. Ich möchte hier nicht 
eine Gruppe, eine Bande oder auch einzelne ver-
dächtigen. Das ist das erste. 

Das zweite ist: Sie wissen, daß diese Lagerung 
eine lange Geschichte hat. Nach 1918 sind an dieser 
Stelle Giftgasvorräte vernichtet worden, teilweise 
nach 1945 wieder. 1960 hat eine Kommission, die 
von der damaligen Regierung dazu legitimiert war, 
festgestellt, daß über das Maß der Vernichtung oder 
über das Maß auch der Freimachung des Geländes 
hinaus, die bis dahin durchgeführt worden waren, 
nichts getan werden könne. 

Das Verteidigungsministerium hat schon im ver-
gangenen Jahr   auch durch den MAD darauf hin-
gewiesen — veranlaßt, daß die Sicherheitsbestim-
mungen wesentlich verschärft wurden. Es ist ein 
„NATO-Zaun" errichtet worden, und es ist auch 
sonst noch manches getan worden, damit nicht Un-
befugte in das Gelände hineinkamen. Es ist dar-
über hinaus eine zwar unregelmäßige, aber immer-
hin auch nachts mit Hunden durchgeführte Be-
wachung erfolgt. Von Leichtfertigkeit kann also in 
dieser Angelegenheit keine Rede sein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie haben 
noch eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie nicht mit mir der Meinung, daß im Hin-
blick auf Methoden, die von Terroristen angewen-
det werden, ein Zaun um eine so gefährliche Waffe, 
von der die Baader-Meinhof-Bande früher doch ge-
sagt hat, daß sie für sie in Frage käme, sträflicher 
Leichtsinn ist? Ist es nicht sträflicher Leichtsinn, 
diese Waffe so zu behandeln, wie Sie dies hier zu-
geben müssen? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Zum ersten habe ich gar 
nichts zugeben müssen. Zum zweiten liegt kein 
sträflicher Leichtsinn vor. In diesem Zusammenhang 
darf ich vielmehr darauf hinweisen, daß in den 
Jahren 1960 bis 1968, in denen ja nun in diesem 
Lande auch nicht alles in Friede und Sonnenschein 
war, überhaupt leine Vorkehrungen getroffen wor-
den sind, die Sicherheit dort zu verbessern, während 
nach 1970, 1971 — vor allen Dingen 1974 — die 
Sicherheitsvorrichtungen erheblich verbessert wor

-

den sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage hat der Herr Abgeordnete Evers. 

Dr. Evers (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, habe 
ich Sie richtig verstanden, daß es nicht möglich ist, 
diese Kampfstoffe zu vernichten, und wenn dies 
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richtig ist, warum können sie nicht vernichtet wer-
den, wozu lagern wir sie überhaupt? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Die Kampfstoffe können ver-
nichtet werden; wir sind auch dabei, sie zu vernich-
ten. Die Frage ist, mit welcher Schnelligkeit und mit 
welchen Möglichkeiten sie vernichtet werden. Schon 
seit den 60er Jahren wird eine sukzessive Vernich-
tung von Kampfstoffen durchgeführt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage hat der Herr Abgeordnete Spran-
ger. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, muß 
man nach den von Ihnen geschilderten Sicherheits-
maßnahmen davon ausgehen, daß auch zukünftig 
ein Diebstahl derartiger Dinge möglich sein wird? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Nein, davon brauchen Sie 
nicht auszugehen. Denn wir haben die Sicherheits-
vorrichtungen insofern verstärkt, als wir die mili-
tärische Sicherung jetzt wesentlich verbessert haben. 

Wir werden uns darüber hinaus auch darüber zu 
unterhalten haben — das ist heute morgen Gegen-
stand eines Sachstandsberichts von mir im Vertei-
digungsausschuß gewesen; die Diskussion wird im 
übrigen dort nächste Woche stattfinden —, was hier 
zur Vernichtung von Vorräten, die durch Sprengung 
und Vergrabung noch in der Erde sind, getan wer-
den muß. Ich habe dazu angegeben, daß das nach 
vorsichtigen Schätzungen viele, viele Millionen DM 
kosten und auch einen langen Zeitraum in Anspruch 
nehmen wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die zweite Dringlichkeitsfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Hammans auf: 

Welche Vorsorgemaßnahmen zum Schutz der Bevölkerung hat 
die Bundesregierung gegen einen Mißbrauch dieses Giftgases 
durch Kriminelle, gerade im Hinblick auf eine mögliche Ge-
fährdung ganzer Städte, getroffen? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege, das Bundes-
ministerium der Verteidigung hat alle Bundeswehr-
Krankenhäuser über die Behandlung von Schwefel-
LOST-Vergiftungen informiert. Alle Truppenteile 
und Dienststellen der Bundeswehr erhielten dar-
über hinaus entsprechende Sanitätsdienstliche Hin-
weise. 

Die wehrpharmazeutischen Institute der Bundes-
wehr wurden angewiesen, einschlägige Vorberei-
tungen für kurzfristige Untersuchungen auch für 
den zivilen Bereich sicherzustellen. 

Die ABC-Abwehr-Bataillone des Heeres halten 
jederzeit je zwei Dekontaminierungsgruppen zum 
Soforteinsatz verfügbar, gegebenenfalls auch mittels 
bereitgehaltener Hubschrauber. In allen Verbänden 
des Heeres sind zusätzlich die Entseuchungs-, Ent-
giftungs- und Entstrahlungstrupps alarmierbar. 

Weitere Maßnahmen wurden vom Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit und vom Bun-
desinnenministerium eingeleitet. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage! 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
glauben Sie nicht, daß im Hinblick auf eine mögliche 
Gefährdung auch der zivilen Bevölkerung eine Auf-
klärung der Bevölkerung notwendig wäre für den 
Fall, daß die beim Diebstahl entwendeten Gas-
mengen angewendet werden? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Zum ersten ist dazu zu sa-
gen, daß hier sowohl vom Innenministerium als auch 
vom Gesundheitsministerium Maßnahmen eingelei-
tet worden sind. 

Zum zweiten hat vor allen Dingen auch das Bun-
deskriminalamt mit den entsprechenden sonstigen 
Stellen die Ermittlungen zur Zeit in der Hand. Wir 
meinen, daß bis zum jetzigen Zeitpunkt vor allen 
Dingen über das Innenministerium und das Gesund-
heitsministerium ausreichende Maßnahmen einge-
leitet worden sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie haben 
noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
eine vernünftige Vorsorge hat mit Panikmache 
nichts zu tun. Ich frage Sie: Wäre es nicht richtig, 
daß jeder Bürger wissen müßte, wie er sich, wenn 
hiermit Mißbrauch getrieben wird, verhalten sollte? 
Können Sie dafür Sorge tragen, daß eine solche Auf-
klärung des Bürgers jetzt und sofort geschieht? Im 
übrigen war dies auch ein Anliegen meiner Frage in 
der Fragestunde. 

Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Ich bin Ihnen sehr dankbar, 
daß Sie das jetzt sagen. Denn ich hatte auch einige 
andere Grundsätze Ihren Fragen hier entnehmen 
wollen. 

Es ist so, daß die Presse über diesen Fall 	nicht 
nur einmal, sondern mehrmals — berichtet hat. 
Wir können nur dankbar sein, daß hier keine Panik-
mache betrieben worden ist; ich betone das aus-
drücklich. 

Darüber hinaus sind alle die, die fachlich anzu-
sprechen sind, z. B. auch die privaten Krankenhäu-
ser und viele andere Stellen, ärztliche Stellen, in-
formiert. Wir haben in einem engen Kontakt mit 
den beteiligten Ministerien dafür gesorgt, daß alle 
diejenigen, die die Anwendung dieser Giftstoffe 
verhindern können und im Falle ihrer Anwendung 
heilen können, informiert sind. Deswegen halte ich 
nichts davon, nun etwa jeden einzelnen Bürger in 
einer großen Aufmachung darauf hinzuweisen. Das 
braucht man nicht; denn wir haben bisher keine Hin- 
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weise, daß etwa in dieser Weise ein Anschlag zu 
befürchten ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage, Frau Kollegin. 

Frau Dr. NeumeIster (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wäre es nicht auch Aufgabe der Gesundheits-
ämter, sowohl diagnostische Chemikalien wie auch 
Gegenmittel bereitzuhalten, und wie kommt es, daß 
ausgerechnet ein Modellgesundheitsamt darüber 
keinerlei Auskunft zu geben in der Lage war? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Ich kann dazu vor allen Din-
gen sagen, daß die Maßnahmen über das Bundes-
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
eingeleitet worden sind. Ich weiß aus dem Gesund-
heitsamt meines eigenen Kreises, daß die Vorsorge 
in bezug auf die Bevorratung sofort, nachdem dieser 
Diebstahl bekanntgeworden war, angeordnet wurde. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich 
danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz auf. Zur Beantwortung der Frage 
steht der Herr Parlamentarische Staatssekretär Dr. 
de With zur Verfügung. 

Die Frage 1 ist von Herrn Abgeordneten Spranger 
eingereicht worden: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Wieder-
herstellung der früheren Strafbestimmungen Tiber die Nicht-
anzeige geplanter verbrechen und des Landfriedensbruchs zur 
Bekämpfung des Sympathisantenkreises der linksradikalen Ter-
roristen unvermeidbar ist, oder was gedenkt die Bundesregierung 
ansonsten zu tun, um die Ünterstützung der Anarchisten durch 
Sympathisanten zu unterbinden? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Die Strafvorschrift des § 138 
StGVCedroht die Nichtanzeige geplanter schwerer 
Straftaten wie Mord, Totschlag, Geiselnahme, Luft-
piraterie und ähnlich schwerer Delikte mit Strafe. 
Die jetzige Fassung der Strafvorschrift geht 
auf das Dritte Strafrechtsänderungsgesetz vom 
6. August 1953 zurück und ist seither niemals ein-
geschränkt worden. Mit der am 1. Januar 1975 in 
Kraft getretenen Neufassung ist die Strafvorschrift 
präzisiert worden. Ihre Frage kann also dahin be-
antwortet werden, daß die Strafvorschrift der Nicht-
anzeige geplanter Verbrechen nicht wiederherge-
stellt zu werden braucht, da sie niemals abgeschafft 
und — zumindest seit dem 6. August 1953   nie-
mals eingeschränkt worden ist. 

Zur Neufassung des Tatbestandes des Landfrie-
densbruchs liegen, wie Sie wissen, dem Deutschen 
Bundestag zwei Gesetzentwürfe des Bundesrates 
und der Fraktion der CDUí CSU vor. Die Bundes-
regierung hat ihre Auffassung zu diesen Gesetzent-
würfen mitgeteilt. Die Entwürfe werden in nächster 
Zukunft zusammen mit dem Entwurf der Bundes-
regierung eines Dreizehnten Strafrechtsänderungs-
gesetzes — Drucksache 7/3030 — im Sonderaus-
schuß für die Strafrechtsreform beraten werden. 

Ich darf hier nur feststellen, daß eine Änderung 
des § 125 StGB — Landfriedensbruch — nach Auf-
fassung der Bundesregierung ein ungeeignetes Mit-
tel wäre, den Sympathisantenkreis von Terroristen 
zu erfassen, da sich dieser Personenkreis vielleicht 
früher an gewalttätigen Demonstrationen beteiligt 
hat, das aber gegenwärtig und künftig aus nahelie-
genden Gründen kaum tun wird. 

Im übrigen darf ich darauf verweisen, daß das 
Strafgesetzbuch den Begriff Sympathisant zu Recht 
nicht kennt, weil der Begriff für eine Strafvorschrift 
zu unbestimmt wäre. Derjenige, der einen Terro-
risten bei einem Verbrechen unterstützt, ist wegen 
Beihilfe strafbar. Derjenige, der Mitglied einer ter-
roristischen Organisation ist, eine solche Organi-
sation unterstützt oder für sie wirbt, macht sich 
nach § 129 StGB strafbar. Mit dem im Entwurf 
eines Dreizehnten Strafrechtsänderungsgesetzes neu 
geplanten § 130 a StGB sollen weitere Handlungen 
im Vorfeld von Gewalttätigkeiten erfaßt werden, 
nämlich die Befürwortung schwerer Gewalttaten 
und die Anleitung zu solchen Gewalttaten. 

Die Bundesregierung ist sicher, daß die Strafver-
folgungsorgane des Bundes wie der Länder alle 
rechtlich zulässigen Maßnahmen ergriffen haben 
und in Zukunft ergreifen werden, um die genannten 
strafbaren Handlungen aufzuklären. Sie werden 
Verständnis dafür haben, daß ich Einzelheiten hier-
zu aus Gründen notwendiger Geheimhaltung nicht . 

mitteilen kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 

Zusatzfrage. 

Spranger (CDU; CSU) : Herr Staatssekretär, in wel-
chem Umfang ist die Bundesregierung bereit, den 
Vorstellungen des Freistaates Bayern in seinem im 
Bundesrat eingebrachten Gesetzentwurf zur Be-
kämpfung terroristischer Krimineller zu folgen, und 
wir die Bundesregierung ohne weitere — 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, Fragezeichen! 

Bitte! 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Herr Kollege Spranger, die Vor-
lage, die Sie ansprechen, trägt das Datum vom 
5. Mai 1975 und ist noch nicht einmal im Plenum 
des Bundesrates behandelt worden. Zunächst muß 
die Bundesregierung abwarten, was das Plenum 
des Bundesrates hierzu sagt. Sie verstehen des-
wegen, daß die Bundesregierung heute und hier 
— außerdem wäre es der falsche Ort   eine Stel-
lungnahme nicht abgeben kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine weitere Zusatzfrage. 

Spranger (CDU CSU) : Herr Staatssekretär, meinen 
Sie nicht, daß die Zahl der Angehörigen des harten 
Kerns der Baader-Meinhof-Bande und die sich dar- 
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aus ergebende Gefahr angesichts der letzten Schät-
zungen des Herrn Bundesjustizministers doch grö-
ßer sind, als man noch im Jahre 1972 annahm? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Das Jahr 1972 läßt sich mit dem 
jetzigen nicht vergleichen, weil ganz sicher eine 
Änderung des Kerns stattgefunden hat. Ich verweise 
auf den Zeitablauf. Mit Sicherheit muß davon aus-
gegangen werden, daß der Kern äußerst gefährlich 
ist. Wie ich schon sagte, bin ich sicher, daß die Or-
gane des Bundes und der Länder alle zulässigen und 
nötigen Maßnahmen ergreifen werden, um dieser 
Sache Herr zu werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich 
danke Ihnen, Herr Staatssekretär, und rufe jetzt den 
Geschäftsbereich des Bundesministers für innerdeut-
sche Beziehungen auf. Zur Beantwortung der beiden 
von dem Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen) ein-
gereichten Fragen steht der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Herold zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 2 des Abgeordneten Jäger 
(Wangen) auf: 

Welche konkreten Schritte beabsichtigt die Bundesregierung 
zu unternehmen, um in Gesprächen und Verhandlungen mit der 
DDR darauf hinzuwirken, daß Deutschen, die wegen sogenann-
ter Fluchthilfe von der Justiz der DDR belangt werden, in Er-
füllung des Normalisierungsgebots des Grundlagenvertrags ein 
fairer Prozeß nach rechtsstaatlichen Grundsätzen, insbesondere 
die wirksame Verteidigung durch Anwälte ihres Vertrauens und 
die Möglichkeit der Teilnahme eines Vertreters der Bundes-
regierung an der gesamten Hauptverhandlung, zugestanden 
wird? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Präsident! Herr 
Kollege Jäger, ich darf Ihre Frage wie folgt beant-
worten. 

Erstens. Der Inhalt Ihrer Anfrage war in ähnlicher 
Form bereits wiederholt Gegenstand eingehender 
Stellungnahmen in diesem Hause. Die diesbezüg-
lichen Materialien liegen allen Mitgliedern des Hau-
ses vor. Ich darf hierauf verweisen. 

Zweitens. Die den Fluchthelferprozessen zugrunde 
liegenden Vorschriften des Strafgesetzbuches der 
DDR sind   das wurde ebenfalls seitens der Bun-
desregierung wiederholt erklärt — mit unserer 
Rechtsvorstellung nicht vereinbar. Gleiches gilt für 
den Ausschluß der Öffentlichkeit in solchen Prozes-
sen. Ich darf aber noch einmal betonen, daß Einwir-
kungsmöglichkeiten auf die Gesetzgebung der DDR 
seitens der Bundesregierung nicht bestehen. 

Drittens. Andererseits sorgt die Bundesregierung 
im Rahmen des Möglichen seit Jahren dafür, daß 
Deutschen, die — nicht nur wegen Fluchthilfe -- von 
der DDR-Justiz belangt werden, Rechtsschutz zuteil 
wird. 

Viertens. Die Teilnahme eines Mitglieds der Stän-
digen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland 
bei der DDR an der Hauptverhandlung wird für alle 
Prozesse, die gegen Bewohner der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlin-West geführt wer-
den, angestrebt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wie muß ich Ihren Hinweis, nach dem eine Einwir-
kung auf die Rechtsordnung der DDR nicht möglich 
sei, angesichts der Tatsache verstehen, daß sich die 
DDR im Grundlagenvertrag zur Herstellung eines 
normalen gutnachbarlichen Verhältnisses vertraglich 
verpflichtet hat, das es ausschließt, Bürger der Bun-
desrepublik Deutschland in einer rechtsstaatswidri-
gen Weise in Strafprozessen zu belangen? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Dazu erkläre ich: 
Der Grundlagenvertrag bezieht sich u. a. auf Dinge, 
die weiterentwickelt werden müssen. Wir stehen 
hier auch am Anfang. Die Bundesregierung ist be-
müht, die gegebenen Möglichkeiten im Interesse der 
Betroffenen zu erweitern. Hier konnte bereits eini-
ges erreicht werden. Vor noch nicht langer Zeit war 
es überhaupt noch nicht möglich, an Prozessen in der 
DDR teilzunehmen oder Inhaftierten in irgendeiner 
Form zur Verfügung zu stehen, sie z. B. zu beraten 
oder zu betreuen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Noch 
eine Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wird die Bundesregierung über die Frage der Teil-
nahme an der Hauptverhandlung hinaus auch die 
Frage der rechtsstaatlicheren Gestaltung des Straf-
prozesses in ihren Gesprächen und Verhandlungen 
mit der DDR ansprechen und versuchen, hierüber 
konkrete Vereinbarungen zu erzielen? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Ich glaube, Sie 
überschätzen die Möglichkeiten, die die Bundesre-
gierung hat, auf die DDR-Gesetzgebung bzw. die 
DDR-Exekutive einzuwirken, um Dinge zu verän-
dern, die im Unterschied der Systeme in den bei-
den Staaten in Deutschland begründet liegen und 
die ohne völlige Veränderung des Systems drüben 
sicher nicht in unserem Sinne zu beeinflussen wä-
ren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: usen Zu einer 
Zusatzfrage Herr Abgeordneter Sauer. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär Herold, nachdem der „DDR"-Staranwalt Kaul 
hier bei uns sogar als Prozeßbevollmächtigter aufge-
treten ist, frage ich, welche Erfolge sich denn in 
Ihrem Bemühen abzeichnen, daß wenigstens ein Mit-
glied unserer Vertretung in Ost-Berlin an den 
Verhandlungen teilnehmen kann. 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Was den ersten 
Teil Ihrer Frage betrifft, so sagte ich bereits, daß 
wir hier in der Bundesrepublik vor eine völlig an-
dere, rechtsstaatliche Situation gestellt sind. Wir 
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selbst bemühen uns — ich sagte das auch bereits —, 
unsere Möglichkeiten der Beobachtung und der 
Teilnahme an Prozessen in der DDR zu verbessern. 
Ich wiederhole noch einmal: Wir haben dabei nach 
unserer Auffassung einige Fortschritte gemacht, wir 
haben mindestens erreicht, daß die Teilnahme an 
Prozessen und die Betreuung des angesproche-
nen Personenkreises möglich sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 3 des Herrn Abgeordneten Jäger (Wan-
gen) auf: 

Welche konkreten Schritte erwägt die Bundesregierung, um 
zu erreichen, daß die jüngsten — der Normalisierungspflicht des 
Grundlagenvertrages kraß widersprechenden — Terrorurteile mit 
lebenslangen Freiheitsstrafen gegen Deutsche, die der sogenann-
ten Fluchthilfe und ähnlicher Delikte beschuldigt werden, nicht 
vollstreckt werden? 

Bitte! 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Ich darf die Frage 
wie folgt beantworten: Die Bundesregierung kann 
nicht verhindern, daß die Urteile, von denen erst 
eines rechtskräftig ist, vollstreckt werden. Sie be-
müht sich in allen Fällen, in denen sie Möglichkeit 
hierzu erhält, um Strafnachlaß. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
muß ich aus Ihrer Antwort entnehmen, daß die 
Bundesregierung keine konkreten Schritte erwägt, 
um in Gesprächen und Verhandlungen eine Voll-
streckung dieser Urteile zu verhindern? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Ich habe meine 
Meinung bereits bei der letzten Frage eindeutig 
zum Ausdruck gebracht und gesagt, daß es über-
haupt nicht möglich ist, auf die DDR-Gesetzgebung 
einzuwirken. Wir bemühen uns um jeden einzelnen 
Verurteilten, ganz egal, in welcher Form er nach 
Auffassung der DDR straffällig geworden ist. Das 
ist unsere Pflicht, die wir entsprechend erfüllen. Wir 
werden darauf hinwirken, daß diese Möglichkeiten 
noch erweitert werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha

-

ben noch eine Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
hat es über diesen Gegenstand bisher schon kon-
krete Gespräche zwischen Vertretern der Bundes-
regierung und der DDR gegeben? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Natürlich hat es sol-
che Gespräche gegeben. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : In diesem 
konkreten Fall?) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Damit 
sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für innerdeutsche Beziehungen beant-
wortet. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft auf. Der Herr Abge-
ordnete Dr. Gölter hat die von ihm eingereichte 
Frage 4 zurückgezogen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf. Der Herr 
Abgeordnete Dr. Klein hat um schriftliche Be-
antwortung der von ihm eingereichten Fragen 6 
und 7 gebeten. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftbereich des Bundes-
ministers für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau. Der  Herr  Abgeordnete Josten hat um schrift-
liche Beantwortung der von ihm eingereichten 
Frage 119 gebeten. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Der Herr Abgeordnete Link hat um schriftliche 
Beantwortung der von ihm eingereichten Fragen 120 
und 121 gebeten. Dem wird entsprochen. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen nunmehr zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Forschung und Technologie. 
Zur Beantwortung der Fragen steht der Herr Parla-
mentarische Staatssekretär Hauff zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 8 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Evers auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der durch den 
Bundesminister für Forschung und Technologie vergebenen For-
schungsaufträge zur Untersuchung der Möglichkeiten zur Ver-
ringerung der Motorengeräusche von Kraftfahrzeugen auch die 
Untersuchung der Schalldämpfung bei Flugzeugmotoren einzube-
ziehen? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Evers, die Bundesregierung fördert im Rahmen 
ihrer Forschungsprogramme sowohl Arbeiten mit 
dem Ziel der Lärmminderung bei Kraftfahrzeugen 
als auch Vorhaben, deren Ziel des Minderung des 
von propeller- und strahlgetriebenen Flugzeugen 
ausgehenden Lärms ist. Die mehr grundlagenorien-
tierten Untersuchungen zur Lärmminderung von 
Flugzeugen werden von der Deutschen Forschungs-
und Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt e. V. 
durchgeführt. Die dort erzielten Ergebnisse sind all-
gemein zugänglich. Sie werden von der einschlägi-
gen Industrie für ihre Arbeiten genutzt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Keine 
Zusatzfragen. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Laermann hat um 
schriftliche Beantwortung der von ihm eingereich-
ten Fragen 9 und 10 gebeten. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Fragen 11 und 12 des Herrn Abge-
ordneten Zywietz auf. Ich sehe den Herrn Abge-
ordneten nicht im Saal. Die beiden von ihm einge- 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
I reichten Fragen werden daher schriftlich beantwor-
tet. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Fragen 13 und 14 des Herrn Abge-
ordneten Dr. Hirsch auf.   Ich habe ihn zwar eben 
noch gesehen, aber er ist jetzt nicht im Saal. Die 
Fragen werden schriftlich beantwortet. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 15 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Haenschke auf: 

Welche wirtschaftlichen Anreize, Verbote oder Gebote könn-
ten nach Ansicht der Bundesregierung zur verstärkten Nutzung 
der Sonnenenergie führen? 

Herr Staatssekretär! 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Dr. Haenschke, die Bundesregierung hat im Rah-
men der nichtnuklearen Energieforschung und 
Technologie im Jahre 1975 rund 14 Millionen DM 
für Projekte auf dem Gebiet der Solartechnik be-
reitgestellt. Ziel der laufenden und in Vorbereitung 
befindlichen Forschungs- und Entwicklungsvorha-
ben ist es, Sonnenenergie für terrestrische Anwen-
dung unter wirtschaftlichen Bedingungen technisch 
nutzbar zu machen. Die erste Entwicklungsphase ist 
bereits abgeschlossen, nachdem einzelne Kollekto-
ren für solarthermische Wandlung mit erfolgver-
sprechenden Ergebnissen getestet wurden. 

Eine zweite Phase in der Sonnenenergietechnik 
hat gerade begonnen. Sie ist dadurch gekennzeich-
net, daß erste Großversuchs- und Demonstrations-
anlagen errichtet und betrieben werden. Dabei ist 
es wichtig, daß in der Industrie erste Großserien 
von Kollektoren produziert werden, damit Verfah-
renstechniken zur Massenproduktion entwickelt 
werden können. Gleichzeitig können verschiedene 
Meß- und Regelprobleme untersucht und auf ihren 
Erfolg hin analysiert werden. Außerdem ist es not-
wendig, Langzeitteste durchzuführen, damit Erfah-
rungen über das Alterungsverhalten der Kollekto-
ren und der damit gekoppelten Systeme vorliegen. 
Die Ergebnisse dieser Testserien werden wesentlich 
den Zeitpunkt beeinflussen, wann Solarsysteme auf 
den Markt gelangen. Solare Großanlagen haben dar-
über hinaus die Aufgabe, der Bevölkerung nahezu

-

bringen, daß Sonnenenergie nichts Utopisches ist, 
sondern einen Beitrag zu unserer Energieversor-
gung leisten kann. Hierdurch soll die Nachfrage 
nach Sonnenenergietechnik angeregt werden. 

Heute sind die technischen und wirtschaftlichen 
Randbedingungen der Nutzung von Sonnenenergie 
noch zu wenig bekannt, so daß Aussagen über die 
dritte Phase der Solartechnik, die Einführung in 
den Markt, noch nicht möglich sind. Die Bundes-
regierung tritt jedoch mit großem Engagement für 
die Weiterentwicklung der Solartechnik ein. Sie 
wird ebenso sorgsam beobachten, ob bzw. zu wel-
chem Zeitpunkt durch wirtschaftliche Anreize oder 
gesetzgeberische Maßnahmen die verstärkte Nut-
zung der Sonnenenergie erleichtert werden sollte. 

In diesem Zusammenhang verweise ich auf die 
schriftliche Antwort in der Fragestunde vom 
21. März 1975. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Dr. Haenschke (SPD) : Herr Staatssekretär, liegt 
der Bundesregierung schon ein Antrag einer Privat-
firma zur Förderung der Markteinführung von Son-
nenkollektorsystemen vor? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Abgeord-
neter, ich vermag diese Frage im Augenblick nicht 
zu beantworten und bitte Sie um Verständnis. Zur 
Zeit werden in unserem Hause 2 900 Einzelprojekte 
bearbeitet. Ich werde die Frage aber gern prüfen 
lassen und Ihnen dann schriftlich die Information 
übermitteln. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Keine 
weiteren Zusatzfragen. 

Die Frau Abgeordnete Dr. Walz hat um schrift-
liche Beantwortung der beiden von ihr eingereich-
ten Fragen — 16 und 17 — gebeten. Dem wird ent-
sprochen. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Die Fragen 18 und 19 sind vom Herrn Abgeord-
neten Dr. Sperling eingebracht: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Berechnungen von 
Dr. P. Chapman in New Scientist vom 19. Dezember 1974, die 
besagen, daß zum Bau von Kernreaktoren und deren Brenn-
stoffbeschickung mehr elektrische Energie verbraucht wird, als 
die Reaktoren in den ersten Jahren ihres Betriebes erzeugen? 

Sind die Überlegungen richtig, daß ein schneller Ausbau von 
Kernreaktoren infolgedessen zeitweilig, nach Zahl und Lei-
stungsfähigkeit der Reaktoren unterschiedlich lang, mehr Ener-
gie aus fossilen Brennstoffen verbrauchen wird, als die er-
stellten Reaktoren liefern können und ein schneller Ausbau 
deshalb zu einer zeitweiligen Energielücke führt? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Sperling, die von Dr. Peter Chapman im „New 
Scientist" vom 19. Dezember 1974 veröffentlichten 
Berechnungen behandeln die Frage des Verhält-
nisses der für den Bau von Kernreaktoren und deren 
Brennstoffbeschickung aufgewandten fossilen Ener-
gie zur insgesamt erzeugten elektrischen Energie 
eines Kernkraftwerks und die Frage der Nettoener-
giebilanzen eines Kernkraftwerksprogramms mit 
einer Zubaurate von 14 % pro Jahr. Das entspricht 
in etwa dem britischen Kernkraftwerkprogramm. 

Der Bundesminister für Forschung und Technolo-
gie hat Anfang 1975 eine Studie über diese Fragen, 
angewandt auf die Verhältnisse in der Bundes-
republik Deutschland, in Auftrag gegeben. Die Stu-
die liegt in Kürze vor. Es kann aber bereits jetzt 
gesagt werden, daß sich für das in der Fortschrei-
bung des Energieprogramms der Bundesregierung 
beschriebene Ausbauprogramm für Kernkraftwerke 
bei weitem keine negative Nettoenergiebilanz er-
gibt. Es zeigt sich vielmehr, daß der Bau von Kern-
kraftwerken auch von der Energiebilanz her ver-
nünftig ist und zu der erwarteten Steigerung des 
Energieangebots führt. 
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Parl. Staatssekretär Dr. Hauff 
Einzelheiten werden nach Abschluß der Studie 

selbstverständlich bekanntgemacht werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage! 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung nur eine Studie in Auftrag gege-
ben oder hat sie mehrere Berechnungen von ver-
schiedenen Instituten erbeten? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Die Bundes-
regierung hat nur eine Studie in Auftrag gegeben. 
Aber der Bundesregierung ist bekannt, daß an an-
derer Stelle zu dieser Frage ebenfalls Forschungs-
arbeiten durchgeführt werden, und sie hat die ent-
sprechenden Stellen, soweit sie ihr bekannt wurden, 
aufgefordert, ihre Forschungsergebnisse vorzule-
gen, damit dann die unterschiedlichen Ergebnisse 
unter Umständen konfrontiert werden können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Staatssekretär, was ich 
nicht ganz verstanden habe: haben Sie versucht, 
beide Fragen im Zusammenhang zu beantworten? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Das ist richtig. 

Dr. Sperling (SPD) : Dann würde ich gern noch 
eine weitere Frage stellen. — Sollte sich aus den 
Studien und den sonst der Bundesregierung zur 
Verfügung gestellten Materialien ergeben, daß die 
Energiebilanz zwar gerade noch positiv ist für einen 
gewissen Zeitraum, aber dennoch die in den Kern-
reaktorbau hineingesteckten Investitionen und 
Energien genutzt werden könnten, um Energie spa-
ren zu helfen durch höhere Wärmedämmung, wäre 
es dann nicht sinnvoller — auch aus der Sicht der 
Bundesregierung —, ein Energiesparprogramm mit 
dem Einsatz an Investitionsmitteln und Energien zu 
machen, statt ein Kernreaktorbauprogramm? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Abgeord-
neter, es gibt überhaupt keinen Zweifel, daß, wenn 
die Vermutungen, die Herr Chapman vorgetragen 
hat, sich auch nur in Ansätzen als richtig heraus-
stellen, dies tiefgreifende Auswirkungen auf ein 
Energieprogramm haben müßte. Der derzeitige Er-
kenntnisstand der Bundesregierung deutet jedoch 
darauf hin, daß davon überhaupt keine Rede sein 
kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn dies 
so ist, wäre es dann nicht sehr sinnvoll, noch ein-
mal vielleicht weitere Studien an Institute in Auf

-

trag zu geben, die garantiert unabhängig von den-
jenigen sind, die am Kernkraftwerkbau ein Inter-
esse haben? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Abgeord-
neter, Sie können sicher sein, daß jedermann, der in 
diesem Bereich in der wissenschaftlichen Diskussion 
einen ernst zu nehmenden Beitrag zu leisten hat, 
von der Bundesregierung gehört werden wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Evers. 

Dr. Evers (CDU/CSU) : Können Sie sagen, Herr 
Staatssekretär, wie das Verhältnis von Energie-Input 
zu Energie-Output bei Kernkraftwerken ist? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Evers, exakt diese Fragestellung ist Gegenstand der 
Studie, die in diesen Tagen abgeschlossen wird und 
die dann in sehr differenzierter Form quantitative 
Ergebnisse zu dieser Frage bringen wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Damit 
sind die beiden Fragen des Herrn Abgeordneten Dr. 
Sperling beantwortet. 

Ich rufe die Frage 20 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Gruhl auf: 

Wie erklärt die Bundesregierung, daß die Antwort des Bun-
desministers für Forschung und Technologie auf meine Frage 
nach den gesicherten Uranlieferungen am 17. April 1975 lautete, 
1985 seien 15 Prozent des Bedarfs gesichert, während ein 
Vertreter der Bundesregierung (meines Wissens aus dem glei-
chen Ministerium) wenige Tage zuvor vor dem Wirtschaftsaus-
schuß erklärte, daß schon ab 1980 nur noch 5 Prozent des 
jährlichen Uranbedarfs fest gedeckt sind? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Gruhl, im Wirtschaftsausschuß wurde am 9. April 
1975 erklärt, daß der Uranbedarf der deutschen 
Kernkraftwerke bis 1980 weitgehend gedeckt ist. 
Es wurde weiter ausgeführt, daß ab 1980 die Be-
darfsdeckung stark zurückgehen und 1985 — nicht 
etwa 1980 — bei rund 5 °/o liegen werde. 

Neuere Umfragen bei den Unternehmen, die die 
Uranlieferungsverträge in eigener Verantwortlich-
keit abschließen, haben folgendes Ergebnis erbracht: 

Der Uranbedarf im Jahre 1985 wird unter Berück-
sichtigung des Bedarfs für die Erstkerne von Reak-
toren, die dann in Bau sein werden, sowie für Nach-
ladungen laufender Reaktoren etwa 11 000 Tonnen 
Uran betragen. Davon sind rund 1 100 Tonnen 
Uran durch Lieferverträge, also 10 °/o, gedeckt. Der 
Uranbedarf für den Betrieb der 1985 installierten 
50 000 Megawatt, also lediglich der Bedarf für Nach-
ladungen, beträgt etwa 8 000 Tonnen Uran. Dies ent-
spricht unter Zugrundelegung der vertraglich ge-
sicherten 1 100 Tonnen Uran einer Bedarfsdeckung 
von etwa 15 °/o. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage! 

Dr. Gruhl (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie beantworten, um welche Lieferländer es sich 
bei diesen Verträgen handelt? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Gruhl, hier handelt es sich um die Lieferländer, die 
heute auf dem Anreicherungsmarkt tätig sind. Das 
ist neben den Vereinigten Staaten von Amerika die 
Sowjetunion. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Gruhl (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie bestätigen, daß in diesen Verträgen größten-
teils die Preise offengehalten sind, so daß also über 
die Preisgestaltung bei Lieferung keine verbind-
lichen Abmachungen bestehen? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Dr. Gruhl, dies kann ich in dieser allgemeinen Form 
nicht bestätigen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, damit sind die Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie beantwortet. Ich danke Ihnen, Herr 
Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern auf. Zur Beantwortung der Fragen steht 
der Herr Parlamentarische Staatssekretär Baum zur 
Verfügung. 

Die Frage 21 ist von dem Herrn Abgeordneten 
Würtz eingereicht. — Der Abgeordnete ist nicht im 
Saal; die Frage wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Schulze-Vorberg hat 
um schriftliche Beantwortung der beiden von ihm 
eingereichten Fragen 22 und 23 gebeten. Dem wird 
entsprochen. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 24 des Herrn Abgeordneten 
Biehle auf: 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach die beiden Vorsitzenden 
der Gewerkschaft der Polizei, Werner Kuhlmann und Dr. Kurt 
Ginzel, vertrauliches Material und Ausbildungsvorschriften der 
Polizei an den Terroristen Borvin Wulf in seiner Eigenschaft 
als ehemaliger SPD-Funktionär ausgehändigt haben, und was 
haben die Ermittlungen des Bundeskriminalamts oder anderer 
Stellen zu diesem Vorgang ergeben? 

Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Biehle, Borvin Wulf, der 
am 21. Januar 1974 in Hamburg wegen Verdachts 
der Zugehörigkeit zu einer kriminellen Vereinigung 
nach § 129 StGB festgenommen worden ist, hat unter 
Verwendung von Kopfbogen „Der Vorstand der 

SPD Norderstedt" mit Behörden, Organisationen 
und bekannten Persönlichkeiten Schriftwechsel ge-
führt. Solche Unterlagen wurden neben verschiede-
nen anderen Gegenständen wie z. B. Waffen und 
Munition nach seiner Festnahme in einer von ihm 
gemieteten Wohnung sichergestellt. Zu Beginn des 
Jahres 1974 hatte Borvin Wulf von dem Bundesvor-
sitzenden der Gewerkschaft der Polizei, Kuhlmann, 
Informationen über die Polizei und den Bundes-
grenzschutz erbeten. Herr Kuhlmann hatte darauf-
hin mit Schreiben vom 8. Januar 1974 folgende von 
der Gewerkschaft der Polizei herausgegebene Bro-
schüren übermittelt: 

1. Polizeinotruf. Untersuchung über die Situation 
der Schutzpolizei in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

2. Dokumentation in Sachen Bundesgrenzschutz. 

3. Grundsätze der Gewerkschaft der Polizei zur 
Steigerung der polizeilichen Leistungsfähigkeit durch 
Neuordnung der Bildung und Ausbildung der Poli-
zei. 

Wegen der außerdem erbetenen Organisations-
und Ausbildungspläne der Polizei und des Bundes-
grenzschutzes hat Herr Kuhlmann auf seinen Stell-
vertreter, Herrn Dr. Ginzel, verwiesen. Dr. Ginzel 
hat Borvin Wulf dann Anfang Februar 1974 die Aus-
bildungspläne für den gehobenen und höheren 
Dienst übermittelt, dagegen nicht Organisations-
pläne der Polizei sowie nicht Ausbildungs- und Or-
ganisationspläne des Bundesgrenzschutzes. 

Bei den übermittelten Informationen, Herr Kol-
lege, handelt es sich durchweg um nichtvertrauliches 
Material. Die genannten Informationsbroschüren wa-
ren für die Öffentlichkeit bestimmt und für jeder-
mann zugänglich. Die Ausbildungspläne sind zwar 
für den internen Dienstgebrauch bestimmt, haben 
jedoch keinen vertraulichen Charakter. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Biehle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wären Sie 
bereit, dafür Sorge zu tragen, daß unter Umstän-
den noch einmal geprüft wird, inwieweit Ausbil-
dungspläne in der von Ihnen angesprochenen Art 
oder auch andere Unterlagen künftig eben nicht 
mehr auf diese Weise weitergegeben werden kön-
nen? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, Sie müssen sich in die 
Situation derjenigen versetzen, die damals hier In-
formationen weitergegeben haben. Sie haben an ein 
Mitglied einer demokratischen Partei Informationen 
weitergegeben, von dem sie nicht wußten, daß es 
gleichzeitig möglicherweise auch noch einer krimi-
nellen Vereinigung angehört. Ich sagte Ihnen ja 
schon, daß die Ausbildungspläne im Grunde auch 
für jedermann zugänglich sind. Sie sind kein ver-
trauliches Material. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 
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Biehle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wären Sie 
bereit, mir zuzugestehen, daß wir heute eine andere 
Situation haben und daß man auf Grund dieser ver-
änderten Situation unter Umständen zu anderen 
Überlegungen kommen müßte? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Wenn Sie Vorsitzender einer Organisa-
tion sind und von Ihnen Informationsmaterial ange-
fordert wird, können Sie nicht jedesmal nachprüfen, 
wer es anfordert. Das ist eine schwierige Situation, 
die Sie berücksichtigen müssen. Außerdem handelt 
es sich hier, wie gesagt, nicht um Material vertrau-
lichen Charakters. Wenn es sich um solches Material 
gehandelt hätte, wäre eine andere Beurteilungs-
weise möglicherweise angebracht. 

(Biehle [CDU/CSU] : Aber es war doch Ma

-

terial für den internen Dienstgebrauch!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 25 des Herrn Abgeordneten Dr. Weber 
auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Änderung des Waffen-
gesetzes in die Wege zu leiten mit dem Ziel, den Verkauf von 
Modellwaffen und 4-mm-Waffen im freien Verkauf zu unter-
sagen? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Dr. Weber, diese Frage 
ist im Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Waffengesetzes, der zur Zeit dem Deutschen Bun-
destag vorliegt, nicht angesprochen. Sie ist im Laufe 
der Erörterungen der Berichterstattergruppe „Waf-
fenrecht" des Innenausschusses des Deutschen Bun-
destages zur Sprache gekommen und in die Beratun-
gen mit einbezogen worden. Dazu sind auch meh-
rere Sachverständige gehört worden. Auf Grund 
der dabei gewonnenen Erkenntnisse stehen folgende 
Vorschläge zur Diskussion. 

Erstens. Der Erwerb von Handfeuerwaffen mit 
einer Bewegungsenergie der Geschosse von weniger 
als 7,5 Joule und einer Länge bis zu 60 cm, Kurz-
waffen also, die zum Verschießen von Geschossen 
aus festen Körpern bestimmt sind, wird der Waffen-
besitzkartenpflicht unterworfen. Hierunter fallen 
vornehmlich die 4-mm-Waffen, die ihrer Bauart 
nach von der Physikalisch-Technischen Bundesan-
stalt zugelassen werden. Bei den von Ihnen als Mo-
dellwaffen bezeichneten Waffen handelt es sich 
um dieselben Waffen.  

Zweitens. Schußwaffen mit der erwähnten Be-
wegungsenergie und einer Länge von mehr als 
60 cm — Langwaffen — dürfen wie bisher frei er-
worben werden. 

Drittens. Im Interesse einer elastischen Anpas-
sung soll die Erlaubnispflicht für die erwähnten 
Kurzwaffen im Rahmen einer Rechtsverordnung ge-
regelt werden. 

Die Beratung und Beschlußfassung über die Vor-
schläge, Herr Kollege, ist nunmehr Sache der zu-
ständigen parlamentarischen Gremien, deren Ent-
scheidungen ich nicht vorgreifen möchte. Einzelhei-
ten über diese waffentechnische Problematik kann 

ich Ihnen, wenn Sie es wünschen, gerne auch noch 
schriftlich übermitteln. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Bitte, 
eine Zusatzfrage! 

Dr. Weber (Köln) (SPD) : Herr Staatssekretär, tref-
fen Meldungen, die insbesondere mit Überfällen zu-
sammenhängen, zu, daß fabrikneue Maschinenpisto-
len als Schaustücke vom Handel funktionsuntüchtig 
gemacht werden und dann durch eben diesen Han-
del wieder angeboten werden? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, das kann ich Ihnen nicht 
bestätigen. Dies war nicht Gegenstand der Frage-
stellung. Ich will dieser Frage aber gerne nach-
gehen. Die Ausgangsfrage bezog sich auf die von 
Ihnen erwähnten Waffen mit dem Kaliber 4 mm. 

Dr. Weber (Köln) (SPD): Noch eine Zusatzfrage: 
Herr Staatssekretär, stimmen Sie mir darin zu — 
und würden Sie unter diesem Gesichtspunkt für eine 
beschleunigte Beratung des Entwurfs sorgen —, daß 
diese 4-mm-Waffen und in Ergänzung dazu auch die 
eben erwähnten Modellwaffen nicht mehr frei ver-
käuflich sein sollten, weil sie von echten Waffen 
nicht unterschieden werden können, im Grund ge-
nommen aber die gleiche Abschreckungswirkung 
haben und dadurch insbesondere Fälle von Putativ-
notwehr verursachen? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, bei der Antwort auf Ihre 
Frage bin ich von Überlegungen dieser Art ausge-
gangen. Ich glaube, ich habe der Antwort nichts 
hinzuzufügen. Die Überlegungen, die dem Innen-
ausschuß jetzt vorgelegt worden sind, habe ich Ihnen 
dargelegt. Sie betreffen im Grunde die Motivation, 
die Sie hier noch einmal angesprochen haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Wende! 

Wende (SPD) : Herr Staatssekretär, wie beurteilen 
Sie die Möglichkeit, die Werbung für solche Waffen 
in der Tagespresse und ähnlichen Publikationsmit-
teln einzuschränken oder gar zu verbieten? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Wende, ich bedaure sehr, aber diese 
Zusatzfrage steht nicht in dem erforderlichen un-
mittelbaren Zusammenhang mit der eingereichten 
Frage. 

Ich rufe die Frage 26 des Herrn Abgeordneten Ber-
ger auf: 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die früheren 
Beschäftigungsverhältnisse des Personals der deutschen Luft-
hansa als öffentlichen Dienst anzuerkennen, nachdem die Be-
teiligung der öffentlichen Hand am Anlagekapital der Gesell-
schaft gegen Ende des zweiten Weltkriegs rund 95 % betrug 
und die Gesellschaft trotz ihrer privaten Rechtsform nach einem 
Erlaß des Reichs- und Preußischen Arbeitsministers vom 30. März 
1935 (Az. Z III b 5977/35) „als öffentlicher Betrieb anzusehen" 
war? 
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Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Die Anerkennung der Beschäftigungs-
verhältnisse des Personals der früheren Deutschen 
Lufthansa AG als öffentlicher Dienst setzt die Ein-
beziehung dieses Personenkreises in den Geltungs-
bereich des G 131 durch eine Änderung dieses Ge-
setzes voraus. Dies ist nach Auffassung der Bundes-
regierung aus folgenden Gründen nach wie vor nicht 
möglich. 

Nach Sinn und Entstehungsgeschichte des Art. 131 
des Grundgesetzes sollte — und dies stimmt mit der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
überein — „nur denjenigen Personen eine beson-
dere staatliche Fürsorge zuteil werden, die im 
Dienst des öffentlichen Gemeinwesens gestanden 
hatten, nicht jedoch denjenigen, die bei privat-
rechtlichen Arbeitgebern", wie bei der früheren 
Deutschen Lufthansa AG, tätig gewesen waren. Der 
Umfang der Beteiligung der öffentlichen Hand am 
Kapital einer Gesellschaft ist in diesem Zusammen-
hang unerheblich. 

Im übrigen würde sich eine solche gesetzliche 
Maßnahme nicht nur auf die frühere Deutsche Luft-
hansa AG beschränken können, Herr Kollege, son-
dern auch zahlreiche andere Kapitalgesellschaften, 
an denen die öffentliche Hand am 8. Mai 1945 be-
teiligt war, erfassen müssen. Wie Ihnen bekannt 
ist, hat die Bundesregierung in ihrem Bericht vom 
12. März 1974 zum Abschluß der Wiedergutma-
chungs- und Kriegsfolgengesetzgebung ihre Auf-
fassung zum Ausdruck gebracht, daß dieser Bereich 
30 Jahre nach Kriegsende als abgeschlossen be-
trachtet werden müsse. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter. 

Berger (CDU/CSU) : Ist Ihnen bekannt, Herr 
Staatssekretär, daß nach einem Erlaß des Reichs-
arbeitsministeriums vom 7. Februar 1927 die bei der 
Deutschen Lufthansa beschäftigten Personen als im 
öffentlichen Dienst stehend anzusehen sind, und 
dieser Erlaß des Reichsarbeitsministeriums später 
eine Bestätigung durch ein Urteil des Reichsversor-
gungsgerichts vom 4. März 1929 und durch ähnliche 
weitere Erlasse gefunden hat? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, ich habe noch einmal sehr 
aufmerksam die Antwort gelesen, die Herr Kollege 
Haehser vor einigen Wochen dem Kollegen von 
Fircks gegeben hat. Herr Kollege Haehser hat auf 
die Entstehung dieses Problems hingewiesen und 
dargelegt, wieso es dazu gekommen ist, daß die 
Angehörigen der Lufthansa nicht einbezogen waren. 
Ich möchte auf die Antwort verweisen, die der Kol-
lege Haehser damals gegeben hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Berger (CDU/CSU) : Erscheint es dann, Herr Staats-
sekretär, nicht doch geboten, im engeren Grenzbe

-

reich dieses verfassungsmäßigen Auftrages des 
Gesetzes zu Art. 131 liegende Rechtsverhältnisse so 
zu regeln, daß es zu einer tragbaren Befriedigung 
auch der Personenkreise solcher Einrichtungen 
kommt, die durch das G 131 unmittelbar nicht erfaßt 
werden, und kann man nicht im Rahmen einer 
Härtebestimmung, etwa in Anlehnung an die Lasten-
ausgleichsgesetzgebung und die dortigen Härtevor-
schriften, zu einer befriedigenden Regelung kom-
men? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, ich möchte zunächst noch 
einmal auf das verweisen, was  Herr Kollege Haeh-
ser hier vor einigen Wochen ausgeführt hat. Er hat 
auch einen konkreten Vorschlag gemacht. 

Die Bundesregierung prüft im übrigen auf Grund 
der Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
27. März 1974, ob und gegebenenfalls wie in Fällen 
besonderer wirtschaftlicher Notlage über eine 
Härteregelung im Rahmen von § 56 des G 131 ge-
holfen werden kann. Diese Prüfung ist aber noch 
nicht abgeschlossen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten von Fircks. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, könnten Sie die letzte Passage wenigstens da-
hin konkretisieren, daß Sie einen Zeitraum nennen, 
wann ungefähr damit gerechnet werden darf, daß 
diese Prüfung abgeschlossen ist und das Ergebnis 
dieser Prüfung vorliegt? — Sie schauen zu Ihrem 
Nachbarn: Würden Sie die Antwort lieber Ihrem 
Nachbarn überlassen? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Ich schaue zu meinem Nachbarn, weil 
dieser das Geld verwaltet. 

(Freiherr von Fircks [CDU/CSU] : Vielleicht 
können Sie sich schnell verständigen!) 

— Herr Kollege, ich kann Ihnen heute noch nicht 
sagen, wann die Prüfung abgeschlossen sein wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Die 
Frage 27 ist von dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Abelein eingebracht worden. — Der Herr Abgeord-
nete ist nicht im Saal. Dann werden diese und die 
weitere von ihm eingebrachte Frage schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 29 des Herrn Abgeordneten 
Lambinus auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, künftig bei Einladungen 
zu Gesprächen zwischen Bundesministern und Abgeordneten 
streng zu unterscheiden zwischen direkt gewählten Parlamen-
tariern und Listenabgeordneten? 

Herr Staatssekretär, wollen Sie die beiden Fragen 
gemeinsam beantworten? — Ich nehme an, der Herr 
Fragesteller ist damit einverstanden. 

(Lambinus [SPD]: Ja!) 

— Dann rufe ich noch die Frage 30 auf: 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Hält es die Bundesregierung mit dem Grundgesetz für verein-

bar, daß direkt gewählte Abgeordnete als Parlamentarier „be-
sonderer Art" eingestuft werden und über Listen gewählte Ab-
geordnete somit als Abgeordnete zweiter Klasse diskriminiert 
werden? 

Bitte! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Die Frage 29, Herr Kollege, ist mit 
einem klaren Nein zu beantworten. Es ist auch 
nicht bekannt, daß die Bundesregierung jemals so 
verfahren wäre. Nach Art. 38 Abs. 1 des Grund-
gesetzes werden die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages in allgemeiner, unmittelbarer, freier, 
gleicher und geheimer Wahl gewählt. Bei der vom 
Grundgesetz offengelassenen Ausgestaltung des 
Wahlrechts zum Bundestag hat sich der Gesetz-
geber im Bundeswahlgesetz für eine personalisierte 
Verhältniswahl entschieden. Die Abgeordneten wer-
den zur einen Hälfte über Kreiswahlvorschläge in 
248 Wahlkreisen und zur anderen Hälfte über Lan-
deswahlvorschläge der Parteien gewählt. Sowohl 
die in den Wahlkreisen gewählten Abgeordneten 
als auch die über Landeslisten gewählten Abge-
ordneten sind Vertreter des ganzen Volkes und 
besitzen nach der Verfassung die gleiche Rechts-
stellung als Mitglieder des Bundestages. 

Ergänzend möchte ich darauf hinweisen, daß es 
das erklärte Ziel der im Bundeswahlgesetz verwirk-
lichten Verbindung von Verhältniswahl mit Ele-
menten der Personenwahl ist, die Beziehungen zwi-
schen den Abgeordneten des Deutschen Bundes-
tages und ihren Wählern möglichst eng und persön-
lich zu gestalten. Durch Praktizierung dieses Wahl-
systems haben sich zwischen den in Wahlkreisen 
kandidierenden Bewerbern — seien sie dort als 
Direktkandidaten erfolgreich oder über Landes-
listen in den Bundestag eingezogen — und den je-
weiligen Wahlkreisen besondere Vertrauensverhält-
nisse ergeben. Dies rechtfertigt es aber nicht, gene-
rell zwischen direkt und über Landeslisten gewähl-
ten Abgeordneten zu unterscheiden und eine ent-
sprechende Beteiligungspraxis zu verfolgen. Die 
Rechtslage ist eindeutig, und sie gilt, soweit ich 
sehe, auch für den Freistaat Bayern. 

(Heiterkeit bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Lambinus (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Ihrer Antwort entnehmen, daß Sie nicht die Auffas-
sung des bayerischen Innenministers teilen, der 
— ich darf zitieren wörtlich ausführte, 

daß dem in einem Stimmkreis direkt gewähl-
ten Abgeordneten eine zusätzliche Funktion in 
der Wahrnehmung der Belange dieses Wahl-
kreises zukommt. 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Aus meiner Antwort können Sie ent-
nehmen, daß ich diese Auffassung nicht teile. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine weitere Zusatzfrage. 

Lambinus (SPD) : Darf ich Ihrer Antwort weiter 
entnehmen, daß Sie die Meinung des bayerischen 
Innenministers nicht teilen, der ausführte, daß die 
Verfassung sehr wohl einen nicht nur förmlichen 
Unterschied zwischen Stimmkreis- bzw. Wahlkreis-
abgeordneten und Listenabgeordneten mache? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Ich habe soeben zum Ausdruck ge-
bracht, wie die Situation aus der Sicht der Bundes-
verfassung und des Bundesgesetzgebers zu beurtei-
len ist. Ich gehe davon aus, daß sich aus der Sicht 
des Freistaats Bayern keine andere Beurteilung 
ergibt. 

(Lambinus [SPD] : Ich danke Ihnen!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, das ist offensichtlich ein sehr 
interessantes Thema, wie ich aus der Heiterkeit im 
Haus feststelle. Jetzt eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Wittmann. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, darf ich aus Ihrer Antwort bezüglich des 
Bundesrechts entnehmen, daß Sie in Zukunft auch 
dafür Sorge tragen werden, daß Informationen der 
Bundesregierung nicht zuerst Abgeordneten mitge-
teilt werden, die der Koalition angehören, und die 
Abgeordneten der Opposition das erst durch die 
Presse erfahren? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, das ist eine andere Frage, 
möchte ich sagen. Ich habe hier deutlich gemacht, 
daß es keine Abgeordneten erster und zweiter 
Klasse gibt. 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU] : Das 
geschieht aber durch die Bundesregierung!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich sehe, die Erheiterung hier 
ist schnell einem tiefen Ernst gewichen. Wir wol-
len aber bei der Beantwortung der Zusatzfragen 
bleiben. — Zunächst die Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Horn. 

Horn (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn das, wovon 
Sie soeben sprachen, eine verfassungsrechtliche Be-
dingung ist, sehen Sie sich dann in der Lage, den 
Herrn Kollegen Merk darüber aufzuklären, nach 
welchen Bedingungen verfassungsrechtlicher Art er 
künftig auch in Bayern zu verfahren haben wird? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, ich nehme an, daß Herr 
Kollege Merk über tüchtige Verfassungsjuristen im 
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Parl. Staatssekretär Baum 
Lande selbst verfügt, die ihm darüber Aufklärung 
geben können. 

(Heiterkeit bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu
-satzfrage des Herrn Abgeordneten Niegel. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wenn Sie 
davon sprechen, daß ein im Wahlkreis — oder im 
Stimmkreis, wie es in Bayern heißt — gewählter 
Abgeordneter ein enges persönliches Vertrauens-
verhältnis zu seiner Bevölkerung hat, und wenn 
Herr Staatsminister Merk wegen der Gemeinde-
gebietsreform und wegen des Vertrauensverhält-
nisses zu Gesprächen gerade mit den direkt gewähl-
ten Abgeordneten eingeladen hat, so glaube ich, daß 
hier kein Verstoß gegen die Verfassung vorliegt. 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Niegel, ich habe deutlich 
gemacht, daß dieses Vertrauensverhältnis in vielen 
Fällen auch zwischen den Listen-Bewerbern und 
dem Wahlkreis besteht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich lasse noch eine letzte Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Haenschke zu; 
dann gehen wir weiter. 

Dr. Haenschke (SPD) : Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben vorhin gesagt, die Rechtslage sei eindeutig und 
gelte auch für Bayern. Darf ich die Frage anschlie-
ßen, ob sie wohl auch für Baden-Württemberg gilt, 
weil diese „Merk-würdige" Rechtsauffassung auch 
vom dortigen Bundesratsminister vertreten wor-
den ist. 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, ich gehe davon aus, daß 
dies auch für Baden-Württemberg gilt. Ich bin aber 
gerne bereit, eine genaue Prüfung der Rechtslage in 
den einzelnen Bundesländern vorzunehmen und da-
mit bei Bayern und Baden-Württemberg zu begin-
nen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 31 des Herrn Abgeordneten Gansel auf: 

Was ist aus den Überlegungen der Bundesregierung geworden, 
die Kosten für den Betrieb von Dienstwagen drastisch einzu-
schränken? 

Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: In der Antwort auf Ihre Frage vom 
4. Dezember 1974, Herr Kollege, hatte ich eine Ratio-
nalisierungskonzeption für den Einsatz der Dienst-
kraftfahrzeuge im Bereich der Bundesregierung an-
gekündigt. Diese Konzeption ist fertiggestellt und 
wird zur Zeit mit den Ressorts abgestimmt. Die Ab-
stimmung steht kurz vor dem Abschluß. Die Bun

-

desregierung wird in Kürze darüber entscheiden. 
Sie wird dann dem Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages unverzüglich berichten. 

Vorbehaltlich der Zustimmung durch das Bundes-
kabinett enthält die Konzeption folgende wesent-
lichen Vorschläge: 

1. Die Zahl der Kraftfahrzeuge der Bundesregie-
rung wird auf einen Stand reduziert, der nicht nach 
einem gelegentlich auftretenden Spitzenbedarf fest-
gelegt ist. Das bedeutet u. a. eine schrittweise Re-
duzierung um 20 °/o. 

2. Der Spitzenbedarf wird durch eine gemein-
schaftliche Einsatzzentrale zunächst für die obersten 
Bundesbehörden im Raume Bonn abgefangen. Diese 
Einsatzzentrale soll über einen Teil der mit Funk 
ausgerüsteten Fahrzeuge der einzelnen Ministerien 
ausschließlich verfügen können. 

3. Die Bindung von Dienstkraftfahrzeugen wird 
ausschließlich auf Minister und Staatssekretäre be-
schränkt. 

4. Die bisherige Berechtigung für Unterabtei-
lungsleiter, sich zwischen Wohnung und Dienststelle 
befördern zu lassen, wird entfallen. 

(Beifall bei der SPD) 

5. Das Werkstattwesen wird rationalisiert. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Keine 
Zusatzfrage. 

Gansel (SPD) : Ich bin erschlagen, Herr Präsident! 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: So. Herr 
Kollege, ich hoffe, daß Sie das nicht immer sind, 
sonst würde manchmal der Rhein ohne Schlauch-
boote sein. 

(Heiterkeit) 

Ich rufe Ihre nächste Frage auf, Herr Abgeordne-
ter Gansel, die Frage 32: 

Zu welchem Ergebnis haben die beiden von der Bundes-
regierung in Auftrag gegebenen Kosten-Nutzen-Untersuchungen 
geführt? 

Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Die durchgeführten Kosten-Nutzen-Un-
tersuchungen dienten dazu, die in Aussicht genom-
menen Rationalisierungsmaßnahmen auf ihre Wirt-
schaftlichkeit hin zu überprüfen. Die beiden Unter-
suchungen haben die Vorüberlegungen bestätigt und 
sind in die Konzeption eingeflossen, die ich Ihnen 
eben vorgetragen habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Jetzt ha

-

ben Sie aber Zusatzfragen. Bitte, Herr Kollege Gan-
sel! 

Gansel (SPD) : Die Anspielung des Präsidenten 
gibt mir Gelegenheit zu fragen, ob jene Richtlinien 
und ob diese Ergebnisse auch auf Dienstboote an-
gewendet werden sollen. 
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Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Nach meinem Wissen hat der Bund 
keine Dienstschiffe, die sich hier auf irgendeinem 
Gewässer bewegen können. 

(Zuruf: Doch!) 

— Wenn das der Fall ist, dann müßte man auch dort 
prüfen, was von einer Beförderung von Unterabtei-
lungsleitern auf Dienstschiffen zu halten ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, Sie sind auch da wieder ins Wasser gefal-
len. 

(Heiterkeit — Dr. Wittmann [München] 
[CDU/CSU] : Salonwagen!) 

Dann rufe ich die Frage 143 des Abgeordneten 
Dr. Wittmann (München) auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aufforderung in dem 
Organ des polnisch-kommunistischen Zgoda-Verbandes „Glos 
polski" die sogenannten Deutschland-Polen müßten trotz An-
nahme der deutschen Staatsangehörigkeit ihre Pflichten gegen-
über dem polnischen Staat erfüllen? 

Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Zunächst, Herr Kollege, bitte ich um 
Verständnis, daß ich zu dem genauen Wortlaut der 
von Ihnen erwähnten Äußerung in der Zeitschrift 
„Glos polski" nicht Stellung nehmen kann, da mir 
dieser noch nicht vorliegt. Mit diesem Vorbehalt 
möchte ich zu der von Ihnen aufgeworfenen Frage 
folgendes sagen: 

Nach dem zwischen Bund und Ländern vereinbar-
ten Einbürgerungsgrundsätzen setzt der Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit regelmäßig die Auf-
gabe der bisherigen Staatsangehörigkeit voraus. 
Das Ziel dieser Regelung ist es, Mehrstaatigkeit und 
damit Loyalitätskonflikte des Betroffenen zu ver-
meiden. Deutsche Staatsangehörige haben daher 
grundsätzlich ausländischen Staaten gegenüber 
keine Pflichten zu erfüllen. Für deutsche Staatsan-
gehörige polnischer Abstammung gilt insoweit 
nichts anderes als für alle anderen deutschen 
Staatsangehörigen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, glauben Sie nicht, daß durch eine solche 
Aufforderung — ich gehe jetzt davon aus, daß diese 
Meldung stimmt; ich habe sie gelesen — doch 
diese Personen in einen Loyalitätskonflikt hinein-
getrieben werden? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Ich kann mir das eigentlich nicht vor-
stellen. Jeder deutsche Staatsangehörige ist in der 
Regel über seine Rechte und Pflichten als Staatsan-
gehöriger belehrt. Insbesondere, wenn er einge-
bürgert ist, weiß er ganz genau, was es bedeutet, 
eine andere Staatsangehörigkeit aufzugeben. Ich 
kann mir also die von Ihnen geschilderte Wirkung 
eigentlich nicht vorstellen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Keine 
weiteren Zusatzfragen? — Herr Kollege, Sie wollen 
noch eine Zusatzfrage stellen? — Bitte! 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Wie beurteilt die 
Bundesregierung in diesem Zusammenhang die Tat-
sache, daß die Zgoda-Mitglieder fast kostenlos in 
die ehemaligen deutschen Ostgebiete fahren dürfen? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, diese Frage steht nicht in dem erforder-
lichen unmittelbaren Zusammenhang mit der einge-
reichten Frage. — Herr Staatssekretär, ich danke 
Ihnen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Finanzen auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
Haehser zur Verfügung. Die erste Frage ist von 
Herrn Abgeordneten Wende. Ich rufe die Frage 33 
auf : 

Liegen der Bundesregierung Angaben des Bundesfinanzmini-
sters und der Länderfinanzminister darüber vor, in welcher 
Höhe die Amateursportvereine im Rahmen ihrer sportlichen 
Tätigkeit im Jahr 1974 Steuern gezahlt haben? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Der Bundesregierung liegt keine um-
fassende Statistik über die steuerliche Belastung 
der Amateursportvereine vor. Das verfügbare sta-
tistische Material ist nicht so weit aufgeschlüsselt, 
daß aus ihm Angaben über das Steueraufkommen 
bestimmter Arten von Vereinen zu erhalten wären. 
Durch eine — allerdings nicht repräsentative — 
Umfrage bei fünf Finanzämtern in verschiedenen 
Bundesländern hat die Bundesregierung jedoch An-
haltspunkte für die steuerliche Belastung der Ama-
teursportvereine gewonnen. 

Die Umfrage ergab, daß von 1 363 Vereinen nur 
20 — das sind 1,5 v. H. — zur Körperschaftsteuer, 
nur 25, also knapp 2 v. H., zur Gewerbesteuer und 
nur 184 Vereine — das sind 13,5 v. H. — zur Umsatz-
steuer herangezogen worden sind. Man kann also 
davon ausgehen, Herr Kollege Wende, daß der weit-
aus überwiegende Teil der Sportvereine überhaupt 
keine Steuern zahlen muß. Soweit Steuern anfal-
len, betreffen sie im wesentlichen Einnahmen aus 
Werbung, Vereinsgaststätten und ähnlichen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Haben 
Sie Zusatzfragen, Herr Kollege? 

(Wende [SPD] : Zu dieser Frage nicht!) 

— Dann rufe ich Ihre nächste Frage, die Frage 34, 
auf: 

Kann die Bundesregierung Angaben des Deutschen Sport-
bundes bestätigen, daß von den Amateursportvereinen in der 
Bundesrepublik Deutschland jährlich zwischen 22 Millionen und 
25 Millionen DM an steuerlichen Abgaben (z. B. Körperschaft-
steuer) gezahlt werden? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Aus meiner Antwort auf Ihre erste 
Anfrage, Herr Kollege Wende, ergibt sich, daß die 
Bundesregierung keine Aussage zu den Zahlenan-
gaben des Deutschen Sportbundes machen kann. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Wende (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich Ihrer 
Antwort entnehmen, daß die von mir zitierten Zah-
lenangaben wenig realistisch sind? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Ich hatte Ihnen die Schwierigkeiten 
geschildert, die für die Bundesregierung vorhanden 
sind, solche Zahlen zu ermitteln. Ich weiß nicht, ob 
das Instrumentarium des Deutschen Sportbundes 
besser als das der Bundesregierung ist; deswegen 
sind die Zahlenangaben entsprechend zu bewerten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Riedl (Mün-
chen) . 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, wie erklären Sie es sich dann überhaupt, 
daß solche Zahlenangaben in die Öffentlichkeit ge-
langen, wo wir doch das Instrument der Deutschen 
Sportkonferenz haben, in der Regierung und Deut-
scher Sportbund an einem Tisch sitzen und wo seit 
Jahren seitens des Sports diese Zahlen über die steu-
erliche Belastung der Amateurvereine offiziell ge-
nannt werden? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Ich kann das nicht sagen, Herr Kollege 
Dr. Riedl. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, Frage 35 des Abgeordneten 
Dr. Jahn (Braunschweig) wird, da der Herr Abge-
ordnete nicht im Saal ist, schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Dasselbe gilt für die Fragen 36 und 37 des nicht 
anwesenden Abgeordneten Dr. Freiherr Spies von 
Büllesheim; auch diese Antworten werden als An-
lage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 38 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Wagner (Trier) auf: 

Worauf führt der Bundesfinanzminister es zurück, daß nach 
seiner Erklärung in der letzten Personalversammlung die Mehr-
heit der Bediensteten seines Ministeriums „gegen ihn ist" 
(Hinweis auf die „Welt" vom 25. April 1975)? 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär! 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Dr. Wagner, eine Erklä-
rung des von Ihnen zitierten Inhalts ist mir nicht 
bekannt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Haben 
Sie Zusatzfragen, Herr Kollege? — Bitte! 

Dr. Wagner (Trier) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, dann trifft es also nicht zu, daß der Herr Bun-
desfinanzminister auf der Personalkonferenz, auf 
der u. a. die Frage der Beförderung des Herrn Refe-
renten Manke erörtert wurde, geäußert hat „Ich 

weiß ja, daß in diesem Hause die Mehrheit gegen 
mich ist." ? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Ich habe, Herr Kollege Dr. Wagner, 
an dieser Konferenz teilgenommen und sogar in der 
ersten Reihe gesessen, wie das bei Staatssekretären 
manchmal üblich ist. Mir ist diese Aussage meines 
Ministers, Herrn Apel, nicht bekannt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben die Möglichkeit, eine zweite Zusatzfrage zu 
stellen. Bitte! 

Dr. Wagner (Trier) (CDU/CSU) : Können Sie denn 
mit Sicherheit ausschließen, daß der Herr Minister 
auf dieser Konferenz diese Äußerung getan hat? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Wagner, ich teile eine 
Eigenschaft mit Ihnen, nämlich gut zuzuhören, wenn 
einer redet. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, die nächsten beiden Fragen 
sind von dem Herrn Abgeordneten Engelsberger 
eingereicht worden. Ich frage mich, ob sie gege-
benenfalls gemeinsam beantwortet werden sollen. 
Aber ich glaube, wir können sie auch einzeln auf-
rufen. 

(Parl. Staatssekretär Haehser: Ja!) 

— Dann kommen wir zunächst zu Frage 39: 
Ist die Bundesregierung in der Lage, wenigstens einen un-

gefähren Termin für die in Aussicht genommene Erhöhung 
der Mehrwertsteuer anzugeben, und welcher Prozentsatz kommt 
nach den Vorstellungen der Bundesregierung in Frage? 

Bitte! 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen : Herr Kollege Engelsberger, die Bundes-
regierung hat in den letzten Wochen bereits mehr-
fach erklärt, daß es keinerlei Pläne gibt, die Mehr-
wertsteuer zu erhöhen. Anderslautende Behauptun-
gen sind reine Spekulationen und entbehren jeder 
Grundlage. Ihre Frage nach dem Termin für eine 
Steuererhöhung und nach der Höhe des in Betracht 
kommenden Steuersatzes stellt sich deshalb nicht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Bitte, die 
erste Zusatzfrage, Herr Abgeordneter! 

Engelsberger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie die Frage, ob eine Erhöhung der 
Mehrwertsteuer zur Diskussion steht, verneint ha-
ben, möchte ich an Sie die Frage richten, warum 
dann der Vorsitzende der SPD, der sich mit dem 
Bundeskanzler einig wußte, in einem Interview in 
der „Wirtschaftswoche" erklärt hat — ich darf zi-
tieren —, daß die Bundesregierung „Ende dieses 
Jahres offen und ehrlich auf Grund der Situation 
zur Frage der Mehrwertsteuererhöhung Stellung 
nehmen" müsse. „Der Bundeskanzler und er seien 
sich einig, daß es unfair und politisch unvernünftig 
wäre, sich in so ernsten Fragen wie denen der 
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Staatsfinanzen ,über eine Bundestagswahl hinweg

-

mogeln' zu wollen." Und das deutet — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, Fragezeichen! 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Engelsberger, ich habe 
nicht gesagt, daß es keine Diskussion um die Mehr-
wertsteuererhöhung gibt. Sie wissen, daß es Ihr 
Kollege Häfele ist, der eine Erhöhung der Mehr-
wertsteuer gefordert hat. Es gibt also eine Diskus-
sion. 

Aber Sie haben die Bundesregierung gefragt, und 
die Bundesregierung hat Ihnen durch meinen Mund 
die Antwort erteilt, die ich Ihnen gegeben habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Engelsberger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie mir zu, wenn ich die Frage stelle, ob 
Sie glauben, daß die betroffene Wirtschaft und die 
Bürger gerade durch eine Diskussion, wie sie durch 
die Aussagen des SPD-Vorsitzenden Brandt ange-
regt worden ist, bedeutend verunsichert werden und 
daß gerade seine Äußerung bezüglich einer Aufspal-
tung der Mehrwertsteuer in zwei oder drei Steuern 
verschiedener Höhe in den betroffenen Bereichen 
zu einer erheblichen Beunruhigung geführt hat? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Engelsberger, ich habe 
keine Beunruhigung festgestellt, als Ihr Kollege 
Häfele eine Steuererhöhung forderte. Ich stelle auch 
jetzt keine Beunruhigung fest, wenn eine Diskus-
sion um eine Steuererhöhung stattfindet. Aber Sie 
haben, bitte sehr, die Bundesregierung gefragt, und 
ich habe Ihnen eine Antwort gegeben. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Was für eine 
Antwort!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 40 des Herrn Abgeordneten Engelsberger 
auf: 

Ist die Bundesregierung im Falle der Erhöhung der Mehrwert-
steuer bereit, für die Gastronomie — wie auch in anderen euro-
päischen Ländern der Fall — eine Halbierung des Steuersatzes 
vorzusehen, um die bereits bestehende Wettbewerbsverzerrung 
nicht noch weiter zu verschärfen, sondern abzubauen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Engelsberger, wie ich 
Ihnen bereits gesagt habe, gibt es bei der Bundes-
regierung keine Pläne, die Mehrwertsteuer zu er-
höhen. Es stellt sich deshalb auch nicht die Frage, 
ob die Bundesregierung bereit wäre, im Falle der 
Erhöhung der Mehrwertsteuer den Steuersatz für 
den Verzehr in Gaststätten zu halbieren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Engelsberger (CDU/CSU) : Diese zweite Frage von 
mir, Herr Staatssekretär, hat sich speziell auf den 

Fremdenverkehr bezogen. Darf ich deshalb aus 
Ihrer Antwort entnehmen, daß die deutsche Gastro-
nomie keine Befürchtungen zu haben braucht, daß 
während dieses oder des nächsten Jahres die Mehr-
wertsteuer erhöht werden wird? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Engelsberger, ich habe 
Ihnen eine Auskunft gegeben, die lautet, daß es 
bei der Bundesregierung keine Pläne gibt, die Mehr-
wertsteuer zu erhöhen. Die Schlußfolgerungen aus 
dieser meiner Bemerkung muß ich Ihnen überlas-
sen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine weitere Zusatzfrage. 

Engelsberger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie 
sind meiner Frage ausgewichen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, Wertungen bitte nicht! 

Engelsberger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich 
möchte an Sie ganz konkret die Frage richten, ob 
die Bundesregierung eine Erhöhung der Mehrwert-
steuer in dieser Legislaturperiode ausschließt. 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege, ich muß Ihnen dann 
ganz konkret als Antwort das sagen, was ich Ihnen 
vorhin auf Ihre Fragen, die Sie gestellt haben, vor-
gelesen habe, nämlich daß es bei der Bundesregie-
rung keine Pläne gibt, die Mehrwertsteuer zu er-
höhen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Das ist keine 
Antwort!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, welche 
Äußerung können Sie mir konkret zitieren — oder 
welche Veröffentlichung, namentlich und mit der 
Angabe, wo sie erfolgte —, aus der hervorgeht, daß 
Ihre Behauptung stimmt, unser Fraktionskollege 
Häfele habe eine Erhöhung der Mehrwertsteuer ge-
fordert? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Diese Äußerung ist in einem Aufsatz 
abgedruckt, den ich nicht bei mir habe, wie Sie ver-
stehen werden. Aber dieser Aufsatz ist bereits ein-
mal in einer Fragestunde des Deutschen Bundes-
tages erwähnt worden. Wenn das möglich ist, Herr 
Präsident, füge ich den Titel des Aufsatzes dem 
Protokoll bei. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie kön-
nen die Quellenangabe Ihrer Antwort beifügen. 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Ich darf mit Ihrer Erlaubnis, Herr 
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Parl. Staatssekretär Haehser 
Präsident, hinzufügen: Die Forderung ist in dem Heft 
„Die Politische Meinung", Nr. 152, erhoben worden. 
— Ich danke meinen Mitarbeitern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 63 des Herrn Abgeordneten Sauer (Salz-
gitter) auf: 

Erscheint nach Auffassung der Bundesregierung die bereits 
1937 in ihrer Höhe festgelegte und bisher nicht dynamisierte 
Rente der Versorgungskasse der deutschen Luftfahrt angesichts 
des ständigen Geldwertrückgangs heute noch sozial vertretbar 
insbesondere in den Fällen, in denen die Betroffenen mangels 
anderer Versorgungseinkünfte ausschließlich auf die Leistungen 
der Versorgungskasse angewiesen sind? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Sauer, mit der Antwort 
auf diese Frage möchte ich einige grundsätzliche Be-
merkungen verbinden, die auch für die folgenden 
Fragen Ihrer Kollegen gelten. Ich beziehe mich dabei 
zum Teil auf Ausführungen, die im Protokoll über 
die letzte Fragestunde abgedruckt worden sind. 

Die niedrige Versorgung des fliegenden Personals 
der alten Deutschen Lufthansa ist darauf zurückzu-
führen, daß die Bediensteten seinerzeit wegen ihrer 
verhältnismäßig hohen Bezüge in der Regel nicht 
sozialversicherungspflichtig waren und damit heute 
keine Ansprüche auf dynamisierte Renten aus der 
Rentenversicherung haben. Die Versorgung des 
fliegenden Personals beruht vielmehr nur auf Lei-
stungen aus einer privaten Versicherung, die 1936 
als Versorgungskasse für die deutsche Luftfahrt 
geschaffen wurde. Dazu kommen freiwillige Leistun-
gen der Lufthansa AG. Die in der privaten Versiche-
rung angesammelten Beiträge erlauben Renten nur 
in der gegenwärtig gezahlten, satzungsmäßigen 
Höhe. Insoweit befindet sich das fliegende Personal 
der Deutschen Lufthansa in der gleichen Lage wie 
jeder andere Bürger, der nicht versicherungspflich-
tig war. 

Ein großer Teil der früheren Angehörigen des 
fliegenden Personals hat nach 1945 in einem neuen 
Beruf — oder später vielleicht auch wieder im alten 
Beruf — zusätzliche Versorgungsansprüche erwor-
ben. Das schließt das Vorliegen von Härtefällen 
nicht aus. 

Die Bundesregierung hatte deshalb schon Ende 
der 50er Jahre versucht, dadurch zu helfen, daß die 
im Verhältnis 10 : 1 abgewerteten Renten aufge-
bessert wurden. Seit Anfang der 60er Jahre werden 
die Renten voll im Verhältnis 1 Reichsmark 
1 D-Mark gezahlt. 

Weitere Verbesserungen sind nicht möglich, weil 
sie ein Präjudiz für alle anderen privaten Versiche-
rungsrentner, für Kapitallebensversicherte aus der 
Vorwährungszeit, für Althypothekengläubiger, Spa-
rer von Reichsmarkwerten usw. sein würden, die 
dann daraus ebenfalls einen entsprechenden An-
spruch herleiten könnten. Die dafür insgesamt er-
forderlichen Haushaltsmittel — das wird Sie als 
Mitglied des Haushaltsausschusses ganz gewiß in-
teressieren — in Milliardenhöhe stehen nicht zur 
Verfügung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu
-s atzfrag!  

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Ich gehöre dem 
Haushaltsausschuß nicht an, Herr Kollege Haehser. 

(Parl. Staatssekretär Haehser: Ich dachte, 
ich hätte Sie dort schon gesehen!) 

— Ja aber durch Ihre Tätigkeit bei der Salzgitter-
AG dürften wir uns besser kennen. 

Herr Staatssekretär, gerade auf Ihre letzten Be-
merkungen hin möchte ich Sie fragen: Kann die 
Bundesregierung vergleichbare Zwangsversiche-
rungsverhältnisse benennen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Nun, ich habe vergleichbare Verhält-
nisse genannt, Herr Kollege Sauer ich kann das 
gern noch einmal tun —; das sind die vergleich-
baren Verhältnisse. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage! 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Teilt die Bundes-
regierung die Auffassung, daß die Situation des 
fliegenden Personals der Lufthansa, dem mit 55 Jah-
ren eine Vollversorgung zustand, innerhalb des 
Systems der sozialen Sicherung eben nicht mit 
einer bloßen Privatversicherung vergleichbar ist? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Sauer, es kommt hier 
weniger auf die Auffassung der Bundesregierung 
als auf die Rechtslage an, und die ist so, wie ich sie 
Ihnen habe schildern müssen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 64 des Hern Abgeordneten Sauer auf: 

Welche Folgerungen sind hinsichtlich der Anpassung der Ver-
sorgungsleistungen an die wirtschaftliche Entwicklung nach Auf-
fassung der Bundesregierung aus der Tatsache zu ziehen, daß 
das ehemalige fliegende Personal der deutschen Lufthansa aus-
schließlich wegen der Besonderheiten dieses Berufs nicht in der 
gesetzlichen Rentenversicherung, sondern in einer privaten Ver-
sorgungskasse zwangsversichert wurde, die — 1945 zunächst 
aufgelöst — erst 1957 wieder in die Lage versetzt wurde, nicht 
dynamisierte Rentenzahlungen in Höhe des Rentenniveaus des 
Jahres 1937 zu leisten? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Zu dieser Frage, Herr Kollege Sauer, 
bemerke ich folgendes. 

Die Frage der Versorgung des fliegenden Per-
sonals der alten Deutschen Lufthansa ist entgegen 
Ihrer Auffassung — und da komme ich noch einmal 
auf Ihre Frage zurück — nicht ein Problem, das 
ausschließlich wegen der Besonderheiten dieses Be-
rufes besteht. Der von Ihnen genannte Personen-
kreis teilt vielmehr das Schicksal anderer Personen-
gruppen, die wegen ihrer vergleichsweise hohen 
Einkünfte vor 1945 nicht pflichtversichert waren. 
Die Versorgungskasse für die deutsche Luftfahrt 
wurde erst errichtet, nachdem sich herausstellte, daß 
das Personal eigene Vorsorge für das Alter, z. B. 
durch Abschluß von Lebensversicherungsverträgen, 
vielfach nicht betrieben hatte. Aus dieser privaten 
Versorgungskasse werden nun privatrechtliche Ver-
sicherungsrenten entsprechend den geleisteten Bei- 
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trägen gezahlt. Diese privatrechtlichen Renten kön-
nen ihrer Natur nach nicht dynamisiert sein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU): Ihr Vorredner, Herr 
Staatssekretär Baum, erinnerte an die 30 Jahre nach 
Kriegsbeendigung. Sind Sie nicht auch der Meinung, 
daß der Personenkreis nicht so groß ist, daß wir 
uns dieses Problems noch einmal annehmen sollten? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Sauer, ich möchte Ihnen 
mit einem Dichterwort antworten: „Mit der Größe 
der Pfarre dürfen sich die Grundsätze nicht ändern." 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage! 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU] : Danke 
schön!) 

Dann hat das Wort zu einer Zusatzfrage der Herr 
Abgeordnete Freiherr von Fircks. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, Sie begründeten den Standpunkt der Bundes-
regierung damit, daß die Bezüge des fliegenden Per-
sonals so hoch waren, daß es in einer Privatversiche-
rung und nicht in der öffentlichen Versicherung war. 
Ist es aber nicht so, daß der Grund dafür, daß es 
nicht in der öffentlichen Versicherung versichert sein 
konnte, mehr in der Tatsache zu suchen ist, daß es 
bereits im 55. Lebensjahr aus dem Berufsleben aus-
scheiden mußte, die Angestelltenversicherung aber 
zu dem Zeitpunkt nicht bereit war, Versicherungs-
nehmer anzunehmen, die mit dem 55. Lebensjahr aus 
dem Berufsleben ausscheiden? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Dazu möchte ich ihnen sagen, Herr 
von Fircks, daß ich diesen Zusammenhang nicht 
sehe. Der Zugang zur Angestelltenversicherung war 
in der Tat wegen des hohen Einkommens verwehrt. 
Der Zugang zur Sozialversicherung knüpft grundsätz-
lich an das Vorhandensein einer sozialversicherungs-
pflichtigen Tätigkeit an, wobei die Dauer, abgesehen 
von der Tätigkeit von Praktikanten, Studenten usw., 
ohne Einfluß ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
darf ich Ihr freundliches Zitat, daß sich mit der 
Größe der Pfarre nichts an den Grundsätzen ändern 
dürfe, so verstehen, daß Sie meinen, daß es hier 
doch um eine Grundsatzfrage geht, und wenn das 
richtig ist, wie läßt sich das mit Ihrer vorherigen 
Antwort vereinbaren, wonach Sie finanzielle Grün-
de als Ursache angegeben haben, die einer Rege

-

lung dieser Härtefälle entgegenstehen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Sie hätten mir schlecht zugehört, 
Herr Kollege, wenn Sie meiner Antwort entneh-
men wollten, daß es in erster Linie um finanzielle 
Gründe geht. Ich hatte gesagt: Es geht um ein 
Rechtsproblem. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich bitte um Verständnis, daß 
ich jetzt nur noch jeweils die Zusatzfragen der 
Fragesteller zulasse; denn ich möchte erreichen, 
daß alle Fragen beantwortet werden. 

Ich rufe die Frage 65 des Herrn Abgeordneten 
Ey auf: 

Hält es die Bundesregierung im Hinblick auf die Tatsache, daß 
im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung die Höhe der 
Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt für die Arbeiterrenten-
versicherung im Jahr 1974 18,6 % und für die Angestelltenver-
sicherung 6,4 "/o der Gesamtaufwendungen betrug, bei Würdigung 
der besonderen Situation der für die deutsche Luftfahrt geschaf-
fenen Betriebsversorgung für sachlich gerechtfertigt, die Zuwei-
sung vergleichbarer Zuschüsse auch an die Versorgungskasse 
für die deutsche Luftfahrt zu ermöglichen? 

Bitte. 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Ey, Zuweisungen aus 
dem Bundeshaushalt an die Versorgungskasse für 
die deutsche Luftfahrt, gleich aus welchen Gründen 
und in welcher Höhe, wären ein Präjudiz für alle 
anderen privaten Versicherungsrentner — und ich 
wiederhole mich , für Kapitallebensversicherte 
aus der Vorwährungszeit, für Althypothekengläu-
biger, Sparer von Reichsmarkwerten usw., die dann 
daraus ebenfalls einen entsprechenden Anspruch 
herleiten könnten. Wir haben — von den Rechts-
gründen einmal ganz abgesehen — nicht das Geld 
in der Höhe zur Verfügung, das hier gebraucht 
würde. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Also doch 
finanzielle Gründe! Das ist ein Wider

-

spruch!) 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, auf welchen 
Betrag würden, falls eine solche Möglichkeit  be-
stünde, diese Mittel eingeschätzt? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Nun, wir müßten umfangreiche Re-
cherchen anstellen. Das, was in unserem Ministe-
rium errechnet worden ist, und zwar an Hand 
— natürlich weniger — vorhandener Fakten, deutet 
eindeutig darauf hin, daß es sich um eine Größen-
ordnung von 1 Milliarde DM oder mehr handeln 
würde. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Keine 
weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 66 des Herrn Abgeordneten 
Ey auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung dahin gehende Vorschläge, 
der Versorgungskasse der deutschen Luftfahrt im Wege der 
Kreditgewährung (Einräumung von Ausgleichsforderungen oder 
Gewährung eines zinslosen Darlehens) die Zeichnung von Bun-
desanleihen zu ermöglichen, deren Zinserträge für die Anpas-
sung der Renten des fliegenden Personals an das Rentenniveau 
im übrigen Sozialbereich Verwendung finden könnten? 
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Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Ey, auch die in Ihrer 
zweiten Frage erwähnten Vorschläge laufen auf eine 
Hilfe aus Haushaltsmitteln hinaus, die aus den ge-
nannten präjudiziellen Gründen nicht gewährt wer-
den kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Keine 
Zusatzfrage. 

Dann rufe ich die Frage 67 des Herrn Abgeord-
neten Freiherr von Fircks auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Frage der Vergleich-
barkeit der privatrechtlich strukturierten Versorgungskasse für die 
deutsche Luftfahrt mit anderen pivatrechtlichen Versorgungskas-
sen, und hält die Bundesregierung insoweit eine Gleichbehand-
lung auch unter Berücksichtigung der besonderen verkehrs-
wirtschaftlichen und verkehrspolitischen Aufgaben der deutschen 
Luftfahrt und der dominierenden Beteiligung der öffentlichen 
Hand an dieser Einrichtung für gerechtfertigt? 

Herr Staatssekretär. 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Es handelt sich, Herr Kollege von 
Fircks, hier um ein versicherungsrechtliches Pro-
blem, das man nicht mit verkehrswirtschaftlichen 
oder verkehrspolitischen Zielsetzungen vermengen 
kann. Die Bundesregierung ist deshalb der Auffas-
sung, daß die Versorgungskasse für die deutsche 
Luftfahrt eine Versorgungseinrichtung wie jede 
andere private Versorgungskasse ist und deshalb 
ebenso wie die anderen Versorgungskassen zu be-
handeln ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, sind Sie nicht der Überzeugung, daß die alten 
Flugkapitäne der Deutschen Lufthansa ein so hohes 
Ansehen, auch wegen ihrer damaligen Leistungen, 
bei der deutschen Bevölkerung besitzen, daß man 
durchaus Verständnis hätte, wenn sie und ihre 
Witwen — ein ganz geringer Personenkreis — doch 
in irgendeiner Form eine menschenwürdige und nicht 
zum Teil auf Sozialleistungen beruhende Hilfe von 
der Bundesregierung bekämen, und sei es eventuell 
durch Einführung .. . 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Frage-
zeichen! 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU): ... eines Zusatz

-

pfennigs — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege von Fircks, Fragezeichen bitte! 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich 
hatte meine Frage eigentlich noch nicht abgeschlos-
sen. Bestimmt man das noch selber, oder wird einem 
das vorgeschrieben? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Nein, 
Herr Kollege, Sie waren meines Erachtens an dem 

Punkt, wo Sie noch eine weitere Frage in Ihre Frage 
einkleiden wollten. 

(Freiherr von Fircks [CDU/CSU] : Nein, 
keine weitere Frage!) 

Bitte. 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege von Fircks, ich nehme 
an, daß Sie ein bißchen der Initiator der zahlreichen 
Fragen sind. 

(Freiherr von Fircks [CDU/CSU] : Ja!) 

Wenn das zutrifft, Herr Kollege von Fircks, verstehe 
ich nicht, daß Sie mir jetzt eine Zusatzfrage zu 
einem Thema stellen, dem eine eigene Frage ge-
widmet ist. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Oberzensor!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Keine 
weitere Zusatzfrage. 

Dann rufe ich die Frage 68 des Herrn Abgeord-
neten Freiherr von Fircks auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß weitere Maß-
nahmen zur Verbesserung der Versorgung des fliegenden Per-
sonals der alten deutschen Lufthansa wegen der besonderen 
Umstände, die dem betroffenen Personenkreis den Zugang zur 
gesetzlichen Rentenversicherung versperrten und nur eine Ver-
sicherung auf privatrechtlicher Grundlage ermöglichten, nicht 
zwangsläufig präjudizielle Auswirkungen auf andere private 
Versicherungsverhältnisse haben würden? 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Zu den Auf

-

gaben der Regierung gehört es nicht, Noten 
zu verteilen!) 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Ich darf doch darauf hinweisen, daß 
mich Herr von Fircks besser verstanden hat als mein 
Kollege zur Linken. 

Die Probleme der Versorgung des fliegenden Per-
sonals der alten Deutschen Lufthansa sind entgegen 
Ihrer Auffassung, Herr Kollege von Fircks, keine 
Besonderheit dieses Personenkreises. Auch andere 
Personengruppen mit gleich hohen oder höheren 
Einkommen hatten keinen Zugang zur gesetzlichen 
Rentenversicherung. Finanzielle Hilfen des Bundes 
für das fliegende Personal der alten Deutschen Luft-
hansa hätten also zwangsläufig die Ihnen schon 
geschilderten präjudiziellen Wirkungen auf andere 
private Versicherungsverhältnisse. Ich füge dem 
gern hinzu, Herr Kollege von Fircks, daß die Anfra-
gen, die Sie in der letzten Fragestunde an mich ge-
richtet haben, dem Herrn Bundesverkehrsminister 
Veranlassung waren, Anregungen, die Sie gegeben 
haben, weiterzuleiten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Möchten 
Sie weitere Zusatzfragen stellen, Herr Abgeordne-
ter? — Nein. 

Dann rufe ich die Frage 69 des Abgeordneten Dr. 
Riedl (München) auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung unter Berücksichtigung der 
Sozialklausel und des Gleichheitsgrundsatzes unserer Verfas-
sung die Tatsache, daß ein Flugkapitän der alten deutschen Luft-
hansa nach 20 Dienstjahren eine nichtdynamisierte Rente von 
maximal 360 DM monatlich als Vollversorgung bezieht, während 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
vergleichsweise ein Flugkapitän der neuen Lufthansa gegen-
wärtig mit ca. 4 500 DM bis 5 200 DM dynamischer Rente in 
Pension geht? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Dr. Riedl, darf ich mit 
Ihrer Zustimmung Ihre beiden Fragen zusammen 
beantworten? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Der Kol-
lege ist einverstanden. Daher rufe ich auch die 
Frage 70 des Abgeordneten Dr. Riedl (München) auf: 

Hält es die Bundesregierung für sozial gerecht, daß ein frü-
herer Flugkapitän der alten deutschen Lufthansa nach 20 Dienst-
jahren auf die zusätzliche Inanspruchnahme von Leistungen aus 
der Sozialhilfe angewiesen ist, um seine Alterssicherung minde-
stens auf Fürsorgeniveau anzuheben? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Ich habe schon ausgeführt, Herr Kol-
lege Dr. Riedl, daß die Versorgung des fliegenden 
Personals der alten Lufthansa in privatrechtlicher 
Form gestaltet worden ist. Die Höhe der Versiche-
rung richtet sich nach den geleisteten Beiträgen. 
Die Beiträge waren in den dreißiger Jahren entspre-
chend den damaligen Einkommens- und Preisver-
hältnissen vergleichsweise niedrig. Deshalb sind 
auch die Renten niedrig. Einen Vergleich dieser 
Renten mit der Versorgung eines Piloten der Luft-
hansa, der jetzt in Pension geht, kann man nicht 
ziehen, weil die beiden Personengruppen ihre Ver-
sorgungsansprüche unter ganz unterschiedlichen 
Bedingungen und Verhältnissen erworben haben. 
Der Gleichheitssatz im Grundgesetz verlangt selbst-
verständlich nicht, daß Flugkapitäne der alten Deut-
schen Lufthansa hinsichtlich ihrer Versorgung den 
Piloten der derzeitigen Lufthansa nachträglich 
gleichzustellen sind. 

Was nun die von Ihnen erwähnte Sozialklausel 
betrifft, so möchte ich auf das Netz sozialer Sicher-
heit hinweisen, das erfreulicherweise jedem in un-
serem Land ein Mindestmaß an sozialen Garantien 
gewährt, und sei es in Form der Sozialhilfe, die Sie 
in Ihrer zweiten Frage ansprechen. 

Ich verkenne nicht — wie es vorhin auch erfragt 
worden ist —, daß die Betroffenen, um die es hier 
geht, ein hohes Ansehen haben; aber solche Dinge 
lassen sich nicht nach dem Ansehen beurteilen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege Riedl, Sie können jetzt vier Zusatzfragen 
stellen. Bitte! 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, da es sich hier offensichtlich um ein Problem 
handelt, das nach wie vor nicht gelöst ist, sei es, 
daß es sich um ein ungelöstes Rechtsproblem oder 
um eine Finanzfrage handelt, hätte ich die fragende 
Bitte an Sie zu richten, ob die Bundesregierung nicht 
doch bereit wäre, diesen gesamten Komplex einmal 
durch den Herrn Bundesminister für Verkehr in Zu-
sammenarbeit mit Ihrem Hause einer Prüfung zu 
unterziehen mit dem Ziel, vielleicht doch noch über 
eine Härteregelung eine einigermaßen zufrieden-
stellende Lösung herbeizuführen. 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Riedl, die Bundesregie-
rung hat diesen gesamten Komplex nicht erst über-
prüft, nachdem wir in der vorigen Fragestunde Fra-
gen dazu hatten, sondern er ist in unserem Ministe-
rium seit Jahren überprüft worden und sicher auch 
in dem — allerdings noch weniger zuständigen — 
Verkehrsministerium; denn das hat ja mit der alten 
Einrichtung nichts zu tun. Diese Überprüfung hat 
eben das ergeben, was in den Antworten, die ich 
für die Bundesregierung vorgetragen habe, zum 
Vorschein kommt. 

Ich habe Ihnen vorhin in einem Zusatzhinweis 
auch gesagt, daß das Bundesverkehrsministerium 
Anregungen, die hier gegeben worden sind, und 
wenn auch nicht in der Fragestunde selber, aber im 
Protokoll ihren Niederschlag gefunden haben,-wei-
tergegeben hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Noch 
eine Zusatzfrage. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wir Abgeordneten — der eine kommt aus Ham-
burg, der andere aus Frankfurt, der dritte aus Mün-
chen — werden von den dort beheimateten früheren 
Angehörigen der Lufthansa schwerpunktmäßig an-
gesprochen. Was kann man den Leuten denn nun 
raten? Kann man ihnen raten, den Rechtsweg zu 
beschreiten, oder kann man ihnen raten, sich weiter-
hin über den Abgeordneten oder direkt an die Re-
gierung zu wenden? Wo könnte dieser Personen-
kreis nach Ihrer Ansicht am ehesten Hilfe erwarten? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Riedl, Sie wissen, daß 
viele Mitbürger in unserem Staat Hilfen haben wol-
len und auch benötigen. Es gibt für alte Flugkapi-
täne kein Sonderrecht, sich an irgend jemanden zu 
wenden; sie haben das Recht wie jeder andere 
Staatsbürger. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege Riedl, damit sind Ihre Fragen beantwortet. 

Ich rufe die Frage 71 des Abgeordneten Gerster 
(Mainz) auf: 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, ob und 
welche Nachteile sich aus dem von den Alliierten verhängten 
10jährigen Flug- und damit Berufsverbot für die Versorgung 
des ehemaligen fliegenden Personals der alten deutschen Luft

-

hansa ergeben, und welche Möglichkeiten sieht die Bundes-
regierung, solche Nachteile gegebenenfalls im Rahmen des 
Rentenrechts auszugleichen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Gerster, es ist richtig, 
daß der Flugverkehr in der Bundesrepublik Deutsch-
land für deutsche Unternehmen nach 1945 jahrelang 
verboten war. Wie viele andere Deutsche mußten 
auch die Piloten der alten Lufthansa nach dem 
Kriege ihre bisherige berufliche Tätigkeit aufgeben. 
Ich wiederhole sehr deutlich: wie viele andere 
Deutsche. In dem neuen Tätigkeitsbereich konnten 
sich die meisten eine neue Altersversorgung auf-
bauen, so daß sie heute über angemessene Versor-
gungsbezüge verfügen und staatliche Hilfe schon 
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Parl. Staatssekretär Haehser 
deshalb nicht zur Diskussion stehen kann. Aber 
auch in den Fällen, in denen neue Versorgungsan-
sprüche nicht erworben werden konnten, sieht sich 
die Bundesregierung außerstande, die Renten der 
ehemaligen Piloten mit Haushaltsmitteln zu ver-
bessern, weil — wie ich schon mehrfach ausführte — 
solche Hilfen ein Präjudiz für die Versorgung aller 
derjenigen wären, die nach 1945 ihren früheren Be-
ruf aus kriegsbedingten Gründen ebenfalls nicht 
mehr ausüben konnten. Derartige Ansprüche — und 
das ist natürlich ein finanzieller Zusammenhang — 
würden mit Sicherheit Milliardenhöhe erreichen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wäre die Bundesregierung bereit und in der Lage, 
diesem Hohen Hause eine Aufstellung zu über-
mitteln, aus der hervorgeht, um wie viele Personen 
es sich in diesem und vergleichbaren Bereichen tat-
sächlich handelt? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Gerster, da Sie Fragen 
zu diesem Komplex gestellt haben, werden Sie 
sicher der Beantwortung der übrigen Fragen zuhö-
ren. Ich komme da auf eine Zahl zurück. Sie müßten 
sich nur ein bißchen gedulden. 

Nun haben Sie allerdings nicht nur gefragt, wer 
aus dem Bereich der alten Lufthansa betroffen ist, 
sondern auch danach, wer sich in vergleichbaren 
Situationen befindet. Ich muß prüfen lassen, ob die 
Recherchen ergeben, daß der Verwaltungsaufwand, 
der damit verbunden wäre, gerechtfertigt ist. 

Eines hat die bisherige Prüfung schon ergeben: 
Die Milliardenhöhe, von der ich gesprochen habe, 
ist zutreffend. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, würden Sie mir noch einmal erklären, ob es 
sich hier um ein ungelöstes Rechtsproblem, wie 
aus der Antwort auf meine Zusatzfrage hervorgeht, 
oder um ein finanzielles Problem handelt, wie das 
aus den Antworten auf die Fragen der Kollegen 
Sauer und Ey hervorgeht? Oder handelt es sich um 
beides? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Es handelt sich nicht um ein unge-
löstes Rechtsproblem, sondern es handelt sich um 
ein Problem, das durch das Recht so gelöst ist, daß 
es die Folgen hat, die sich jetzt zeigen. Wenn wir 
das Problem anders, als es das derzeitige Recht will, 
lösten, dann würden durch die Präjudizwirkung 
Kosten in Milliardenhöhe entstehen. Das ist der Zu-
sammenhang. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 72 des Herrn Abgeordneten Gerster auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der hier in Frage ste-
hende Personenkreis heute zahlenmäßig nur noch 192 Ange-
hörige des früheren fliegenden Personals und etwa 150 Witwen 
umfaßt, so daß der für eine Aufbesserung der Versorgungs-
bezüge dieses Personenkreises notwendige jährliche Finanz-
bedarf — bei absinkender Tendenz — als kaum ins Gewicht 
fallend anzusehen ist? 

Herr Staatssekretär! 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Es ist richtig, Herr Gerster, daß der in 
Betracht kommende Personenkreis nicht sehr um-
fangreich ist. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU] : Keine große 
Pfarre!) 

— So ist es, Herr Kollege Sauer. 

Diesen Personenkreis kann man aber nicht für 
sich allein betrachten. Staatliche Hilfen wären 
— ich wiederhole mich erneut — ein Präjudiz für 
andere Personengruppen, so daß Ansprüche anderer 
Rentnergruppen in Milliardenhöhe zu erwarten 
wären. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
schließen Sie eine Differenzierung zwischen dieser 
Gruppe und etwa Althypothekengläubigern aus, ob-
wohl es sich hier um eine persönliche Altersversor-
gung handelt, während das andere rein sachbezo-
gene Absicherungen sind? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Nein, diese Unterscheidung vermag 
ich nicht mitzuvollziehen, Herr Kollege Gerster. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich habe 
noch eine letzte Frage zu diesem Komplex. Es ist 
die Frage 73 des Herrn Abgeordneten Graf Stauf-
fenberg: 

Wie steht die Bundesregierung angesichts der Versorgungs-
probleme des ehemaligen fliegenden Personals der alten deut-
schen Lufthansa zur Einführung eines „Notpfennig Deutsche 
Lufthansa"? 

I lerr Staatssekretär. 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Graf Stauffenberg, die 
Bundesregierung sieht sich nicht in der Lage, Haus-
haltsmittel für die Aufbesserung der Versorgung der 
Rentner der Pensionskasse für die deutsche Luft-
fahrt bereitzustellen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, die Luftfahrt in unserem Lande ist in gewisser 
Weise monopolistisch strukturiert. Wäre es denk-
bar, daß gerade 30 Jahre nach dem Krieg und ange-
sichts der relativ kleinen „Pfarrgemeinde" — um 
mit Ihren Worten zu sprechen — so etwas ähnliches 
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Graf Stauffenberg 
wie ein Ehrensold durch die Lufthansa oder ein 
Ehrensold durch eine Institution, die von der heuti-
gen Lufthansa möglicherweise aus den Erträgen oder 
gewissen Zusatzbeiträgen finanziert werden könnte, 
in Erwägung gezogen wird? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Graf Stauffenberg, eine 
solche Frage wäre an die Lufthansa zu richten, die 
eine Aktiengesellschaft ist, wie Sie wissen, und die 
in Konkurrenz mit anderen Gesellschaften steht. 
Das heißt, wenn das einträte, was Ihnen vorschwebt, 
könnte es vielleicht passieren, daß Flugkarten, die 
die Lufthansa anbietet, teurer wären als die anderer 
Fluggesellschaften. Die Lufthansa würde unter Um-
ständen dann den Bund — wenn wir die Anregung 
gäben — für entstandene Schäden haftbar machen. 
Wir würden nicht bereit sein, eine solche Forde-
rung zu erfüllen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Keine 
weiteren Fragen. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Schulte (Schwäbisch 
Gmünd) hat um schriftliche Beantwortung der ein-
gereichten Frage — Nr. 74 — gebeten. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Finanzen beantwortet. 
Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung der 
Fragen steht der Parlamentarische Staatssekretär 
Grüner zur Verfügung. 

Der Herr Abgeordnete Egert hat die von ihm ein-
gereichte Frage — Nr. 41 — zurückgezogen. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Graf Lambsdorff hat um 
schriftliche Beantwortung der eingereichten Fragen 

Nrn. 42 und 43 — gebeten, ebenso der Herr 
Abgeordnete Dr. Schwörer — Nrn. 44 und 45 —; 
auch die Antworten auf diese Fragen werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Der Herr Abgeordnete Höcherl hat seine Frage 
Nr. 46 zurückgezogen. 

Ich rufe die Fragen Nrn. 47 und 48 — des Herrn 
Abgeordneten Breidbach — auf. — Der Herr Abge-
ordnete ist nicht im Saal, so daß die beiden von 
ihm eingereichten Fragen schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Kunz (Weiden) — Nr. 49 — auf. — Der Herr Abge-
ordnete Dr. Kunz (Weiden) ist nicht im Saal. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Klepsch hat um schrift-
liche Beantwortung der beiden von ihm einge-
reichten Fragen — Nrn. 50 und 51 — gebeten. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Die nächste Frage — Nr. 52 — ist vom Herrn 
Abgeordneten Dr. Wernitz eingereicht: 

Ist es mit der bisherigen Praxis und den Grundsätzen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur" vereinbar, wenn ein Land bei den Schwerpunktorten 
ein „rollierendes System" dergestalt einführen will, daß z. B. 
zu den jeweiligen Anmeldeterminen bestimmte Schwerpunktorte 
regelmäßig ausgewechselt werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die Bundesregierung, Herr Kollege, 
ist der Ansicht, daß mit der bisherigen Praxis und 
den Grundsätzen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" ein 
regelmäßiger Austausch zwischen Schwerpunkt-
orten in Form eines rollierenden Systems nicht ver-
einbar ist. Falls eine Landesregierung dieses 
System einzuführen versuchen sollte, wird sich die 
Bundesregierung im Planungsausschuß dagegen 
aussprechen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz

-

frage. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, kann ich 
aus Ihrer Antwort entnehmen, daß bisher im Pla-
nungsausschuß keine Landesregierung Derartiges in 
der Vergangenheit versucht hat? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, es ist denkbar, daß sol-
che Überlegungen in dem dafür zuständigen Unter-
ausschuß angestellt worden sind. Aber es hat kei-
nen Beschluß des Planungsausschusses gegeben, der 
ein solches rollierendes System ermöglichen würde; 
und das allein könnte die Grundlage einer solchen 
Länderpraxis sein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, ist davon 
auszugehen, daß — abgesehen von der Bundesregie-
rung — auch die Mehrheit der Länder sich gegen 
eine solche Praxis wenden wird? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Davon ist auszugehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Der Herr 
Abgeordnete Dr. Dollinger hat die beiden von ihm 
eingereichten Fragen   Nrn. 78 und 79 — zurück-
gezogen. 

Der Herr Abgeordnete Link hat um schriftliche 
Beantwortung der eingereichten Fragen — Nrn. 120 
und 121 — gebeten. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Herr Staatssekretär, ich nehme an, daß die Ab-
wesenheit verschiedener Fragesteller mit der Sit-
zung des Wirtschaftsausschusses in Berlin im Zu-
sammenhang steht. Ich wollte das nur im Hinblick 
auf die Situation des Hauses deutlich machen. Ich 
danke Ihnen für die Beantwortung der einzigen 
Frage, die Sie heute hier beantworten konnten. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 

Meine Damen und Herren, ich schlage ihnen fol-
gendes vor. Ich sehe den Herrn Staatssekretär 
Jung noch. Ich kann aber im Moment nicht sehen, ob 
die Fragesteller für den Geschäftsbereich seines 
Hauses anwesend sind. Der Herr Staatssekretär 
Logemann ist noch nicht eingetroffen. Unter diesen 
Umständen meine ich — es sind noch eineinhalb 
Minuten für die Fragestunde —, daß es vertretbar 
ist — —

(Seiters [CDU/CSU] : Wird dadurch das Sy

-

stem geändert, mit morgen, wenn wir nicht 
zu Ende kommen?) 

— Herr Kollege, morgen kommen vor allem die 
Fragen aus dem Bereich des Auswärtigen Amtes. 

(Zuruf: Bundeskanzleramt!) 

— Bundeskanzleramt, Auswärtiges Amt, dann geht 
es weiter mit Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten. 

(Seiters [CDU/CSU] : Nicht mit Verkehr?!) 

- Nein, das ist klar, unter den gegebenen Umstän
- den. Wir wären wahrscheinlich ohnehin — es ist 

jetzt halb drei — mit Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten nicht fertig geworden. 

Meine Damen und Herren, ich danke Ihnen. Wir 
stehen am Ende der heutigen Plenarsitzung. Ich 
schließe die Sitzung und berufe die nächste Sitzung 
des Deutschen Bundestages auf Donnerstag, den 
15. Mai 1975, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.30 Uhr.) 

Berichtigung 

167. Sitzung, Seite 11767*, Anlage 32, ist statt 
„Antwort des Parl. Staatssekretärs Grüner" zu lesen: 
„Antwort des Parl. Staatssekretärs Buschfort". 
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Anlage i 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Achenbach * 	17. 5. 
Adams * 	17. 5. 
Dr. Aigner * 	17. 5. 
Amrehn ** 	18. 5. 
Dr. Artzinger * 	17. 5. 
Dr. Bangemann * 	17. 5. 
Dr. Barzel 	 16. 5. 
Dr. Bayerl * 	17. 5. 
Behrendt * 	16. 5. 
Blumenfeld * 	17. 5. 
Dr. Burgbacher * 	17. 5. 
Dr. Corterier * 	17. 5. 
Dr. Erhardt 	 16. 5. 
Fellermaier * 	17. 5. 
Flämig * 	 17. 5. 
Frehsee * 	17. 5. 
Dr. Früh * 	17. 5. 
Gerlach (Emsland) * 	16. 5. 
Glombig 	 16. 5. 
Haase (Fürth) 	 14. 5. 
Härzschel * 	17. 5. 
von Hassel 	 23. 5. 
Heyen 	 16. 5. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 	17. 5. 
Kater 	 31.5. 
Dr. Klepsch * 	17. 5. 
Krall * 	17. 5. 
Lange * 	17. 5. 
Lautenschlager * 	17. 5. 
Lücker * 	 17. 5. 
Dr. Marx 	 15. 5. 
Maucher 	 23. 5. 
Memmel * 	17. 5. 
Müller (Mülheim) 	 14. 5. 
Mursch (Soltau-Harburg) * 	17. 5. 
Dr.-Ing. Oldenstädt 	 16. 5. 

Ollesch 	16. 5. 
Frau Dr. Orth * 	17. 5. 
Picard 	 23. 5. 
Frau Pieser 	 24. 5. 
Porzner 	 16. 5. 
Richter ** 	16. 5. 
Dr. Ritgen 	 21. 6. 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein 	16. 5. 
Schedl 	 16. 5. 
Dr. Schellenberg 	 23. 5. 
Schmidt (München) * 	17. 5. 
von Schoeler 	 16. 5. 
Dr. Schulz (Berlin) * 	17. 5. 
Schwabe * 	17. 5. 
Dr. Schwörer * 	17. 5. 
Seefeld * 	17. 5. 
Springorum * 	17. 5. 
Dr. Starke (Franken) * 	17. 5. 

* Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 
** Für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 

Versammlung des Europarates 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Suck * 	17. 5. 
Dr. h. c. Wagner (Günzburg) 	23. 5. 
Walkhoff * 	17. 5. 
Frau Dr. Walz * 	17. 5. 
Frau Dr. Wex 	 14. 5. 

Anlage 2 
Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr.-Ing. Laermann (FDP) 
(Drucksache 7/3602 Fragen A 9 und 10) : 

Treffen Meldungen zu, nach denen die Errichtung von Kern-
kraftwerken vor den deutschen Küsten in Erwägung gezogen 
wird, oder sind bereits Standorte ausgewählt worden, und in-
wieweit ist die Bundesregierung bisher an derartigen Planungen 
mitbeteiligt? 

Liegen Untersuchungen über die Realisierbarkeit, die Vor- und 
Nachteile, insbesondere über die meteorologischen, ökologischen 
und sozio-ökologischen Folgewirkungen derartiger „Off-shore"-
Reaktoren vor? 

Zu Frage A 9: 

Die Möglichkeit der Errichtung von Kernkraftwer-
ken vor der deutschen Küste wird von den zustän-
digen Behörden der Küstenländer im Rahmen all-
gemeiner Untersuchungen geprüft. Sie wurde aber 
bisher nicht ernsthaft in Erwägung gezogen. Es sind 
bisher keine Standorte für Off-Shore-Kernkraft- 
werke ausgewählt worden. Die Bundesregierung 
wird über die Standortplanung für Kernkraftwerke 
in den Küstenländern regelmäßig unterrichtet und 
arbeitet mit den zuständigen Landesbehörden bei 
grundlegenden Untersuchungen für die Standort-
planung eng zusammen. 

Zu Frage A 10: 

Das Bundesministerium für Forschung und Tech-
nologie läßt über die Gesellschaft für Kernenergie-
verwertung in Schiffbau und Schiffahrt bei der 
Firma Dornier-System unter Beteiligung weiterer 
Experten eine Studie über Kernkraftwerke im Meer 
anfertigen, die im Sommer 1975 abgeschlossen wer-
den soll. Die Studie beschränkt sich auf den deut-
schen Küstenbereich und befaßt sich mit der grund-
sätzlichen Prüfung der Eignung von denkbaren 
Standorten bezüglich Kühlwasserangebot, notwen-
diger Wasserbaumaßnahmen, Energiefortleitung, 
Gezeiteneinflüsse usw.; dagegen werden zu Fragen 
der Reaktorsicherheit, des Strahlenschutzes und der 
Umweltbeeinflussung durch das Kühlwasser zusätz-
lich sehr detaillierte Untersuchungen im Rahmen 
der Verfahren zur jeweiligen Standortgenehmigung 
anzustellen sein. Eine abschließende Beurteilung ist 
also noch nicht möglich. 

Anlage 3 
Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Zywietz (FDP) (Druck-
sache 7/3602 Fragen A 11 und 12) : 
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Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeiten zur Er-
richtung „schwimmender" Kernkraftwerke generell und insbe-
sondere unter der Beachtung der möglichen Ergebnisse der See-
rechtskonferenz? 

Welche Unterschiede sieht die Bundesregierung in der Stand-
ortplanung von Off-shore-Kernkraftwerken für Nord- und Ost-
see? 

Zu Frage A 11: 

Das Bundesministerium für Forschung und Tech-
nologie läßt über die Gesellschaft für Kernenergie-
verwertung in Schiffbau und Schiffahrt bei der Firma 
Dornier-System unter Beteiligung weiterer Exper-
ten eine Studie über Kernkraftwerke im Meer an-
fertigen, die im Sommer 1975 abgeschlossen werden 
soll. Die Studie beschränkt sich auf den deutschen 
Küstenbereich und befaßt sich mit der grundsätz-
lichen Prüfung der Eignung von denkbaren Stand-
orten bezüglich Kühlwasserangebot, notwendiger 
Wasserbaumaßnahmen, Energiefortleitung, Gezei-
teneinflüsse usw.; dagegen werden zu Fragen der 
Reaktorsicherheit, des Strahlenschutzes und der Um-
weltbeeinflussung durch das Kühlwasser zusätzlich 
sehr detaillierte Untersuchungen im Rahmen der 
Verfahren zur jeweiligen Standortgenehmigung an-
zustellen sein. Eine abschließende Beurteilung ist 
also noch nicht möglich. 

Zu Ihrer Frage nach den Auswirkungen der See-
rechtskonferenz darf ich bemerken: 

In der Internationalen Seerechtskonferenz vom 
17. März bis zum 10. Mai 1975 wurde die Frage der 
Erweiterung des Küstenmeeres behandelt. Eine Eini-
gung kam noch nicht zustande. Bei der Fortsetzung 
der Konferenz im Frühjahr 1976 hat der Vorschlag 
auf Erweiterung des Küstenmeeres auf 12 Seemeilen 
Aussicht auf Annahme. Dies kann für die Realisie-
rung von Off-Shore-Projekten Bedeutung haben, 
weil damit der Hoheitsbereich, in dem z. B. Kraft-
werksinseln errichtet und betrieben werden können, 
erweitert wird. 

Zu Frage A 12: 

Die unterschiedlichen Standortvoraussetzungen 
von Nord- und Ostsee sind Gegenstand der er-
wähnten Studie. Es ist aufgrund allgemeiner Er-
kenntnisse jedoch zu erwarten, daß die Unter-
suchung ungünstigere Aussagen über die Ostsee 
als Standort ergeben wird. 

Anlage 4 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Hirsch (FDP) (Druck-
sache 7/3602 Fragen A 13 und 14) : 

Trifft es zu, daß von privater Seite Studien darüber angestellt 
werden, ob in großen Flußmündungen „Off-shore"-Reaktoren 
errichtet werden können, und wird die Bundesregierung diese 
auswerten? 

Sind der Bundesregierung Erfahrungen anderer Länder auf 
diesem Gebiet bekannt, und wo hat man solche Projekte er-
probt? 

Zu Frage A 13: 

Ergebnisse von Studien auf rein privater Basis 
sind der Bundesregierung nicht bekannt. Soweit sie 
Bekanntwerden, wird die Bundesregierung sie  

selbstverständlich in ihre Überlegungen einbezie-
hen. 

Im übrigen wird die in der Antwort auf die Fragen 
der Kollegen Prof. Dr. Laermann und Zywietz er-
wähnte Untersuchung im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Forschung und Technologie eine 
geeignete Grundlage zur Diskussion mit interes-
sierten Kreisen bieten. 

Zu Frage A 14: 

Konkrete Pläne zum Bau von Kernkraftwerken 
vor der Küste sind bisher nur aus den USA be-
kanntgeworden, wo für besonders geeignete Regio-
nen geplant ist, Kernkraftwerke auf schwimmenden 
Plattformen zu errichten. Bau- und Betriebserfah-
rungen für derartige Anlagen liegen bisher nicht 
vor. 

Anlage 5 
Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündliche 
Frage der Abgeordneten Frau Dr. Walz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3602 Fragen A 16 und 17) : 

Welche Gründe veranlaßten den Bundesminister für Forschung 
und Technologie, Professor Pöhler vom Sozialwissenschaftlichen 
Institut des DGB in Dortmund zum neuen Projektleiter des 
Programms „Humanisierung der Arbeitswelt" hei der DFVLR 
zu berufen? 

Wann ist die Stelle für den Projektleiter des Programms 
„Humanisierung der Arbeitswelt" ausgeschrieben worden, wie-
viel Bewerbungen sind eingegangen, wer entscheidet über die 
Besetzung? 

Zu Frage A 16: 

Herr Prof. Pöhler ist Leiter des Landesinstituts 
Sozialforschungsstelle Dortmund, einer nachgeord-
neten Behörde des Ministeriums für Wissenschaft 
und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen, 
und ordentlicher Professor an der Universität Dort-
mund. Die fachliche Qualifikation von Herrn Profes-
sor Pöhler ist unbestritten. Er weist insbesondere auf 
Arbeitsgebieten große Erfahrung und hervorragen-
de Leistungen auf, die für das Forschungsprogramm 
„Humanisierung des Arbeitslebens" der Bundes-
regierung von Bedeutung sind. Dem Bundesmini-
sterium für Forschung und Technologie ist Prof. 
Pöhler auch wegen seiner Beiträge zum sogenannten 
Erfahrungsbericht Leitlinien bekannt. Ich halte eine 
Mitarbeit von Herrn Prof. Pöhler als Leiter des Pro-
jektträgers für den vom Bundesministerium für For-
schung und Technologie durchzuführenden Teil des 
Forschungsprogramms „Humanisierung des Arbeits-
lebens" für besonders wünschenswert. Über eine 
Berufung von Herrn Prof. Pöhler wird allerdings 
noch verhandelt. 

Zu Frage A 17: 

Eine Ausschreibung der Stelle für den Projekt-
leiter wäre eine Farce gewesen, weil ein Angebot 
an Herrn Prof. Pöhler in Anbetracht seiner besonde-
ren Eignung und Erfahrung für diese Position nahe-
lag. In dieser Situation war eine Ausschreibung 
weder zweckmäßig noch geboten. Über die Beset-
zung der Stelle entscheidet die DFVLR in Abstim-
mung mit dem Bundesministerium für Forschung 
und Technologie. 
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Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Würtz (SPD) (Drucksache 
7/3602 Frage A 21) : 

Gibt es für die vom Dienst in der Bundeswehr befreiten Helfer 
im Katastrophenschutz einheitlich festgelegte Jahresmindest-
dienstzeiten, für die sich der freiwillige Helfer verpflichten muß? 

Bisher ist eine einheitliche Jahresmindestdienst-
zeit für die Helfer des Katastrophenschutzes, also 
auch für die vom Wehrdienst freigestellten Helfer, 
nicht festgelegt worden. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß eine solche Regelung im Interesse 
der Wehrgerechtigkeit liegt; diese Frage wird daher 
seit längerem mit allen im Katastrophenschutz täti-
gen Hilfsorganisationen (Deutsches Rotes Kreuz, 
Malteser-Hilfsdienst, Johanniter-Unfallhilfe, Arbei-
ter-Samariterbund, Deutscher Feuerwehrverband, 
Technisches Hilfswerk) mit dem Ziel erörtert, fol-
gende Schwierigkeiten auszuräumen: 

1. Jeder Wehrpflichtige, der sich für 10 Jahre als 
Helfer zum Dienst in einer im Katastrophen-
schutz mitwirkenden Hilfsorganisati on verpflich-
tet hat, unterliegt grundsätzlich der jeweiligen 
Dienstzeitregelung seiner Organisation. Diese 
legen die Dienstzeit einheitlich für alle Mitglie-
der im Rahmen ihrer Organisationsgewalt ent-
sprechend der besonderen Aufgabenstellung fest. 
Sie weisen darauf hin, daß Dienstzeitsonderrege-
lungen für freigestellte Helfer einer Integration 
dieses Personenkreises entgegenstehen könnten. 

2. Die Dienstzeit in einer Organisation wird im 
wesentlichen durch Ausbildung und Einsätze be-
stimmt. Der Ausbildungsbedarf und die Einsatz-
häufigkeit sind in den verschiedenen Fachdien-
sten der Organisationen (z. B. Brandschutz, Ber-
gung. Sanitätswesen) unterschiedlich. 

Die bisherigen Abstimmungsgespräche haben er-
geben, daß die Organisationen sich der Notwendig-
keit von Mindestdienstzeiten nicht verschließen; sie 
wird von den Sanitätsorganisationen mit jährlich 
etwa 200 Stunden als untere Grenze angegeben. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Abelein (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3602 Fragen A 27 und 28) : 

Hat der Präsident des Bundesamts für Verfassungsschutz, 
Dr. Günter Nollau, die Bundesregierung über die Erkenntnisse 
der Sicherheitsbehörden informiert, wonach der seit 1971 bei 
der SPD in führender Funktion tätige Borvin Wulf spätestens 
seit 1972 nachweislich enge Verbindungen zu Mitgliedern der 
Baader-Meinhof-Bande hatte, und hat die Bundesregierung der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands darüber gegebenen-
falls Mitteilung gemacht? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß der im 
Januar 1975 verhaftete Anarchist Borvin Wulf über Jahre hin-
weg in einer demokratischen Partei tätig sein konnte und seine 
Parteifunktion für die Baader-Meinhof-Bande ausnutzen konnte, 
obwohl den Sicherheitsbehörden bereits seit langem gesicherte 
Erkenntnisse über einen Teil seiner Verbindungen zu den 
Anarchisten vorlagen? 

Die Beantwortung würde voraussetzen, daß ich 
Informationen über Art und Umfang der Erkennt-
nisse der Sicherheitsbehörden über Borvin Wulf, 
der am 21. Januar 1975 wegen Verdachts der Zu-
gehörigkeit zu einer kriminellen Vereinigung (§ 129 
StGB) in Hamburg festgenommen worden ist, öffent-
lich darlege. Das gilt auch für die Frage, wann diese 
Erkenntnisse jeweils angefallen sind. Solche Aus-
künfte würden die Gefahr in sich schließen, nicht 
nur das laufende Ermittlungsverfahren gegen den 
Beschuldigten zu beeinflussen, sondern sie könnten 
darüber hinaus auch Ermittlungen gegen Personen 
gefährden, die sich noch auf freiem Fuße befinden. 
Ich bitte daher um Verständnis, daß sich die Bun-
desregierung nicht diesen Vorwürfen aussetzen 
kann. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7'3602 Frage A 35) : 

Ist die Bundesregierung bereit, in dein Gebiet des Oberzen-
trums Braunschweig, das nach den Beschlüssen des VW-Auf-
sichtsrats 9 750 Arbeitsplätze verlieren wird, die in diesem 
Gebiet vorhandenen Bundesbetriebe und Bundesforschungs-
anstalten zu stabilisieren und neue Arbeitsplätze zu schaffen? 

Zu Frage A 35: 

Zunächst darf ich klarstellen, daß die Zahl von 
9 750 Arbeitsplätzen, die Sie nennen, die Gesamt- a 
zahl der Freistellungen in den VW-Werken Wolfs-
burg, Braunschweig und Salzgitter umfaßt. In die-
ser Zahl sind auch die Nichtersetzung von Abgän-
gen sowie das freiwillige Ausscheiden enthalten. 

Soweit Sie in Ihrer Frage die in diesem Gebiet 
belegenen Betriebe des Bundes ansprechen, han-
delt es sich im wesentlichen um solche des Salzgit-
ter-Konzerns. Der Konzern ist über Umfang und 
voraussichtlichen Zeitpunkt der Freistellungen 
unterrichtet und bietet den bei VW ausscheidenden 
Arbeitskräften im Rahmen seiner Möglichkeiten 
neue Arbeitsplätze an. Er führt zur Zeit größere 
Investitionen im Bereich der Hütte und der Stahl-
verarbeitung durch, die die vorhandenen Arbeits-
plätze stabilisieren und neue Arbeitsplätze schaffen 
sollen. Ich nenne den Bau einer Universalmittel-
straße in Peine, den Neubau eines Hochofens in 
Salzgitter und den Ausbau der Walzwerke. Der 
Bund hat durch die Zuführung von 100 Millionen 
DM Eigenkapital die Voraussetzungen für diese 
Stabilisierung und die Erweiterung des Angebots 
an Arbeitsplätzen geschaffen. Die Möglichkeiten 
des Konzerns zur Beschäftigung ausgeschiedener 
VW-Arbeitnehmer sind aber durch die Notwendig-
keit begrenzt, auch den Arbeitnehmern des auslau-
fenden eigenen Erzbergbaus — soweit vorhanden — 
neue Arbeitsplätze anzubieten. 

Bei den Bundesforschungsanstalten im Gebiet 
Braunschweig handelt es sich um die Forschungs-
anstalt für Landwirtschaft in Braunschweig/Völken-
rode, die Biologische Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft und um die Physikalisch-technische 
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Bundesanstalt in Braunschweig. Insoweit antworte 
ich im Einvernehmen mit den dafür zuständigen 
Bundesministern, daß diese Anstalten nach Zu-
schnitt und Aufgabenstellung keine wesentlichen 
Möglichkeiten für die Aufnahme freigestellter VW-
Arbeitnehmer bieten. Das gleiche gilt übrigens auch 
für das Luftfahrt-Bundesamt in Braunschweig. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß Braun-
schweig übergeordneter Schwerpunkt im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" ist. Daher kann zur 
Schaffung neuer Arbeitsplätze die Errichtung und 
Erweiterung gewerblicher Produktionsbetriebe mit 
bis zu 25 0/o der Investitionskosten gefördert wer-
den. Der Planungsausschuß dieser Gemeinschafts-
aufgabe hat am 2. Mai 1975 als Reaktion auf die 
Maßnahmen der Volkswagenwerk AG beschlossen, 
daß das Land Niedersachsen aus Haushaltsmitteln 
des Bundes zusätzlich für 3 Jahre 51 Millionen DM 
erhält. Mit diesen Mitteln können in den von den 
Beschlüssen des Volkswagenwerks betroffenen Re-
gionen, zu denen ja auch Braunschweig gehört, zu-
sätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Freiherr Spies von 
Büllesheim (CDU/CSU) (Drucksache 7/3602 Fragen 
A 36 und 37) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Schlepperfahren 
in der Landwirtschaft eine „typische land- und forstwirtschaft-
liche Arbeit" im Sinne des § 40 a Abs. 2 EStG 1975 ist, daß 
diese Tätigkeit im Regelfall keine Fachkraft erfordert und daß 
es demzufolge unter den heutigen landwirtschaftlichen Verhält-
nissen nicht mehr gerechtfertigt ist zu unterstellen, eine Aus-
hilfskraft, die Schlepper fährt, sei eine „land- und forstwirt-
schaftliche Fachkraft" ? 

Welche  Weisungen hat die Bundesregierung den Finanzbehör-
den zur Auslegung des Begriffs „Fachkräfte" und „typisch land-
und forstwirtschaftliche Arbeiten" im Sinne des § 40 a Abs. 2 
EStG 1975 gegeben, ist sie bereit, diese Weisungen gegebenen-
falls so zu modernisieren („Treckerführer"), daß als „Fachkräfte" 
im Sinne dieser Bestimmung nur solche Aushilfskräfte an-
gesehen werden, die über eine land- und forstwirtschaftliche 
Ausbildung verfügen? 

Zu Frage A 36: 

Sinn und Zweck der Lohnsteuerpauschalierung 
nach § 40 a Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 
bestehen darin, die Erhebung der Lohnsteuer von 
Aushilfskräften in der Land- und Forstwirtschaft 
zu vereinfachen. Insbesondere soll der witterungs-
bedingte kurzfristige Einsatz von Aushilfskräften 
steuerlich nicht behindert werden. Aus diesem 
Grunde beschränkt sich die Regelung auf Aushilfs-
kräfte, die mit typisch land- oder forstwirtschaft-
lichen Arbeiten beschäftigt werden. 

Die Lohnsteuerpauschalierung soll keine Steuer-
vergünstigung gewähren, sondern insgesamt zu 
einer zutreffenden Lohnsteuererhebung führen. Der 
relativ niedrige Pauschsteuersatz erfordert daher 
eine Beschränkung auf typische Aushilfskräfte, d. h. 
im wesentlichen auf solche Personen, die sonst 
keine Einkünfte erzielen, z. B. Hausfrauen und 
Schüler. Fachkräfte sind daher von der Lohnsteuer-
pauschalierung ausgeschlossen. 

Es kann dahingestellt bleiben, ob Schlepperfahren 
in der Landwirtschaft eine typische land- und forst-
wirtschaftliche Arbeit ist. Ein Schlepperfahrer muß 
jedenfalls zu den land- und forstwirtschaftlichen 
Fachkräften im Sinne der Pauschalierungsregelung 
gerechnet werden, so daß diese für ihn nicht in Be-
tracht kommt. Es wäre mit dem Sinn und Zweck der 
Vorschrift nicht zu vereinbaren, nur solche Fach-
kräfte auszuschließen, die eine entsprechende spe-
zifisch land- und forstwirtschaftliche Ausbildung 
absolviert haben. 

Zu Frage A 37: 

Die Bundesregierung hat bisher keine Weisungen 
zur Auslegung des § 40 a Abs. 2 des Einkommen-
steuergesetzes herausgegeben. Da die gesetzliche 
Vorschrift jedoch nur die Übernahme einer frühe-
ren Verwaltungsregelung beinhaltet, werden die er-
gänzenden Anordnungen der obersten Finanzbehör-
den der Länder hierzu weiter angewendet. In diesen 
Anordnungen ist festgestellt, daß u. a. Trecker

-

führer zu den Fachkräften in der Land- und Forst-
wirtschaft gehören. Da diese Anordnungen dem Sinn 
und Zweck des Gesetzes entsprechen, sind davon 
abweichende Weisungen nicht vorgesehen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schulte (Schwäbisch 
Gmünd) (CDU/CSU) (Drucksache 7/3602 Frage A 74) : 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob die besonderen 
Härten bei den Versorgungsempfängern der Versorgungskasse 
der deutschen Lufthansa entsprechend der im Bereich der Kriegs-
folgenhilfe bestehenden Heimkehrer-Stiftung und der Stiftung 
für ehemalige politische Häftlinge aus Mitteln einer zu errich-
tenden „Stiftung Deutsche Lufthansa" beseitigt werden können? 

Die Heimkehrerstiftung und die Stiftung für ehe-
malige politische Häftlinge sind mit Mitteln aus dem 
Bundeshaushalt ausgestattet. Ähnliche Zuweisungen 
an eine „Stiftung Deutsche Lufthansa" wären ein 
Präjudiz für alle anderen Versicherungsrentner, 
Sparer von Reichsmark-Werten usw., die dann dar-
aus ebenfalls einen Anspruch auf Bundesmittel für 
eine Stiftung herleiten könnten. Die dafür insgesamt 
erforderlichen Haushaltsmittel in Milliardenhöhe 
stehen nicht zur Verfügung. Die Bundesregierung 
kann deshalb den in Ihrer Frage enthaltenen Vor-
schlag schon aus diesem Grunde nicht aufgreifen. 

Außerdem bin ich der Meinung, daß es problema-
tisch wäre, das fliegende Personal der alten deut-
schen Lufthansa bezüglich der Altersversorgung 
mit den Heimkehrern und ehemaligen politischen 
Häftlingen zu vergleichen. 

Schließlich möchte ich darauf hinweisen, daß die 
Deutsche Lufthansa AG 1967 einen Kapitalbetrag 
von 500 000 DM zur Verfügung gestellt hat, aus des-
sen Zinserträgen in Härtefällen Beihilfen geleistet 
werden. Zudem wird ein jährlicher Betrag bis zu 
450 000 DM zur Aufbesserung von Renten durch die 
Lufthansa an die Rentner ausgezahlt. 
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